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B. Ministerium fiir Inneres und Sport

Bekanntmachung iiber die Unanfechtbarkeit des Verbots
des Vereins ,,Islamischer Forderverein Bremen e. V.*
und Glédubigeraufruf

Bek. d. MI v. 21. 6. 2021 — 12202 —

Die Verbotsverfiigung des Senators fiir Inneres der Freien
Hansestadt Bremen vom 2. 2. 2016 gegen den Verein ,Islami-
scher Forderverein Bremen e. V.“ ist bestandskréftig gewor-
den.

Gegen die Verbotsverfiigung vom 2. 2. 2016 wurde am 15. 3.
2016 Klage vor dem OVG Bremen eingelegt. Mit Schreiben vom
12. 3. 2021 wurde die Klage zuriickgenommen. Mit Beschluss
vom 15. 3. 2021 (Aktenzeichen: 1 D 69/16) hat der 1. Senat
des OVG Bremen das Verfahren eingestellt.

Die Verbotsverfiigung ist unanfechtbar geworden.

Der verftigende Teil des Verbots wird gemafs § 7 Abs. 1 des
Vereinsgesetzes nachfolgend bekannt gegeben:

,Verfiigung:
1. Der Verein ,Islamischer Forderverein Bremen e. V. ist eine
Ersatzorganisation des verbotenen Vereins ,Kultur & Fami-
lien Verein e. V..

2. Der Verein ,Islamischer Forderverein Bremen e. V.¢ ist ver-
boten. Er wird aufgelost.

3. Das Vermégen des Vereins ,Islamischer Forderverein Bre-
men e. V.* wird beschlagnahmt und eingezogen.

4. Forderungen Dritter gegen den Verein ,Islamischer Forder-
verein Bremen e. V. werden beschlagnahmt und eingezo-
gen, soweit sie sich nach Art, Umfang oder Zweck als eine
vorsédtzliche Forderung der verfassungswidrigen Bestre-
bungen des Vereins darstellen oder soweit sie begriindet
wurden, um Vermogenswerte des Vereins dem behordlichen
Zugriff zu entziehen oder den Wert des Vermogens der Or-
ganisation zu mindern. Hat ein Gldubiger eine solche For-
derung durch Abtretung erworben, wird sie eingezogen,
soweit der Gldubiger ihre Eigenschaft als Kollaborations-
oder Umgehungsforderung im Zeitpunkt ihres Erwerbs
kannte.

5. Sachen Dritter werden beschlagnahmt und eingezogen, so-
weit der Berechtigte durch Uberlassung der Sachen an den
Verein ,Islamischer Forderverein Bremen e. V. dessen ver-
fassungswidrige Bestrebungen vorsitzlich geférdert hat oder
diedSachen zur Forderung dieser Bestrebungen bestimmt
sind.

6. Die Verfiigung ist von Gesetzes wegen sofort vollziehbar
(§ 8 Absatz 2 Satz 3 Vereinsgesetz).”

Glaubigeraufruf:

Die Gldubiger des verbotenen Vereins werden nach § 15
Abs. 1 der Verordnung zur Durchfithrung des Gesetzes zur
Regelung des offentlichen Vereinsrechts (Vereinsgesetz) auf-
gefordert,

— ihre Forderungen bis zum 12. 8. 2021 unter Angabe des
Betrages und des Grundes bei dem Senator fiir Inneres,
Contrescarpe 22/24, 28195 Bremen, anzumelden,

— ein im Fall der Insolvenz beanspruchtes Vorrecht anzuge-
ben, soweit dieses Voraussetzung fiir eine vorzeitige Befrie-
digung nach § 16 Abs. 1 der Verordnung zur Durchfiih-
rung des Gesetzes zur Regelung des 6ffentlichen Vereins-
rechts (Vereinsgesetz) ist,

— nach Maoglichkeit urkundliche Beweisstiicke oder Abschrif-
ten hiervon beizuftigen.

Es wird darauf hingewiesen, dass Forderungen, die bis zum
12. 8. 2021 nicht angemeldet werden, nach § 13 Abs. 1 Satz 3
des Vereinsgesetzes erloschen.

— Nds. MBI Nr. 26/2021 S. 1154
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Logistik Zentrum Niedersachsen;
Betriebsanweisung und Beschaffungsordnung

RdErl. d. MI v. 1. 7. 2021 — 42.15a-01519/08-13 —

— VORIS 20120 —

Bezug: a) Beschl. d. LReg v. 30. 10. 2007 (Nds. MBL. S. 1510)
— VORIS 20120 —
b) RdErl. v. 8. 3. 2013 (Nds. MBL. S. 276), geédndert durch
RdExl. v. 30. 10. 2018 (Nds. MBL. S. 1156)
— VORIS 20120 —

1. Die Betriebsanweisung (Anlage 1) und die Beschaffungs-
ordnung (Anlage 2) fiir das Logistik Zentrum Niedersachsen
(LZN) mit der Anlage zu § 2 Abs. 1 Satz 3 der Beschaffungs-
ordnung LZN werden neu erlassen.

2. Dieser RdErl. tritt am 1. 7. 2021 in Kraft. Der Bezugserlass
zu b tritt mit Ablauf des 30. 6. 2021 aufler Kraft.

An die
Dienststellen der Landesverwaltung

— Nds. MBI Nr. 26/2021 S. 1154

Anlage 1

Betriebsanweisung
fiir das Logistik Zentrum Niedersachsen (LZN)

I. Rechtsform und Aufgaben

§1
Rechtsform, Name, Sitz

(1) Das Logistik Zentrum Niedersachsen (LZN) ist ein Lan-
desbetrieb nach § 26 Abs. 1 LHO und Teil der Landesverwal-
tung. Es gelten die Rechts- und Verwaltungsvorschriften fiir
Landesbetriebe, sofern diese Betriebsanweisung nichts ande-
res bestimmt.

(2) Der Landesbetrieb fiihrt die Bezeichnung ,,Logistik Zen-
trum Niedersachsen“ und hat seinen Sitz in Hann. Miinden
mit Auflenstelle in Hannover.

§2
Aufgaben
(1) Dem LZN obliegt die zentrale Beschaffung von Waren
und Dienstleistungen fiir die unmittelbare niedersachsische
Landesverwaltung.

(2) Das Leistungsangebot und die Nutzung des LZN werden
fﬁll‘ die Landesverwaltung in einer Beschaffungsordnung fest-
gelegt.

(3)Dem LZN obliegen im Rahmen von rechtsverbindlichen
Kooperationen mit anderen 6ffentlichen Auftraggebern der Ein-
kauf und die Belieferung der Bediensteten sowie der Dienst-
stellen der niedersdchsischen Landesverwaltung mit Dienst-
und Schutzkleidung sowie mit Sonderausstattung. Das LZN
betreibt im Rahmen seiner Aufgaben nach Satz 1 Produktent-
wicklung, Produkterweiterung und Maflnahmen zur Quali-
tétskontrolle und Qualititssicherung.

(4) Mit Zustimmung der Aufsichtsbehorde kann das LZN
auch die zentrale Beschaffung nach Absatz 1 fir weitere Stel-
len der offentlichen Verwaltung sowie das Eingehen neuer
Kooperationen nach Absatz 3 tibernehmen, wenn hierdurch
nicht die Erftllung der Aufgaben fiir die unmittelbare nieder-
sdchsische Landesverwaltung beeintrachtigt wird.

II. Betriebsfiihrung und Aufsicht

§3
Grundsatze, Geschaftsfiihrung, Organisation
(1) Das LZN nimmt im Rahmen der Betriebsanweisung seine
Aufgaben selbstidndig wahr.

(2) Erklarungen werden unter der Bezeichnung ,Logistik
Zentrum Niedersachsen“ abgegeben.

(3) Das LZN wird von einer Geschiftsfiihrerin oder einem

Geschaftsfithrer geleitet; die stellvertretende Geschiiftsfithrung
ist stdndige Vertretung der Geschiftsfiihrung.
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(4) Die Geschaéftsfiihrerin oder der Geschiftsfiithrer fithrt die
Geschiifte des LZN nach Mafigabe der Rechtsvorschriften, den
Bestimmungen dieser Betriebsanweisung sowie den Vorgaben
der allgemeinen Dienst- und Fachaufsichtsbehorde mit der er-
forderlichen Sorgfalt und der gebotenen Wirtschaftlichkeit.
Sitz der Geschiftsfiihrung ist Hann. Miinden. Die Geschifts-
fithrerin oder der Geschiftsfiihrer ist Dienstvorgesetzte oder
Dienstvorgesetzter i. S. der dienstrechtlichen Bestimmungen.
Der Geschiiftsfithrung obliegt die Ergebnisverantwortung des
LZN.

(5) Entscheidungen zur Ablauf- und Aufbauorganisation
trifft das LZN in eigener Verantwortung.

(6) Bei der Zahlbarmachung von Dienstbeziigen und Entgel-
ten sowie besoldungs- oder entgeltrechtlichen Nebenleistun-
gen bedient sich das LZN des NLBV.

(7) Das LZN gibt sich eine Geschéftsordnung, welche das
Nabhere regelt.

§4
Aufsicht

(1) Das LZN untersteht der Dienst- und Fachaufsicht des MI
(Aufsichtsbehorde). Die Aufsicht soll auf der Basis einer Kul-
tur des Vertrauens unter Nutzung moderner Steuerungsin-
strumente erfolgen.

(2) Die Aufsichtsbehorde kann dem LZN Weisungen erteilen.
Sie hat ein uneingeschréinktes Recht auf Auskunft und Priifung
aller Geschiftsvorfalle.

(3) Der Aufsichtsbehoérde sind vorbehalten:
die Anderung der Betriebsanweisung,
die Zustimmung zu den Gemeinkostenzuschlagssitzen,
die Zustimmung zum Stundensatzhonorar,
die Anderung der Beschaffungsordnung,

die Ubertragung und der Widerruf der Funktion der Ge-
schéftsfiihrerin oder des Geschiftsfiihrers,

die Zustimmung zur Geschéftsordnung,
g) die Zustimmung zum Wirtschaftsplan und
h) die Genehmigung des Jahresabschlusses.

(4) Das LZN hat die Aufsichtsbehérde tiber die wirtschaft-
liche Entwicklung und Angelegenheiten von besonderer Be-
deutung zu unterrichten.

Laozme
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§5
Betriebsausstattung

Das Land Niedersachsen stellt dem LZN die notwendigen
Flachen zur Erfullung des Betriebszweckes gegen Nutzungs-
entgelt zur Verfugung.

III. Grundsitze der Aufgabenerledigung

§6
Grundsétze der Aufgabenerledigung

(1) Als zentrale Beschaffungsstelle soll das LZN
a) Prozesse optimieren (z. B. durch verstarkte Digitalisierung),
b) Prozesskosten senken,
c) Preisvorteile erzielen und
d) die Einhaltung des Vergaberechts sicherstellen.

(2) Das LZN hat geeignete Mafinahmen zur Korruptionspra-
vention vorzusehen. Die Vorschriften zur Pravention und Be-
kdmpfung von Korruption in der Landesverwaltung, insbe-

sondere die Antikorruptionsrichtlinie in der jeweils geltenden
Fassung, sind zu beachten.

(3) Bei den Beschaffungen ist grundsétzlich darauf zu achten,
dass auch umweltbezogene, qualitative, innovative und soziale
Aspekte sowie die Interessen des Mittelstandes Berticksichti-
gung finden.

IV. Wirtschaftsfithrung

§7
Grundsétze
(1) Die Tatigkeit des LZN ist nicht auf Gewinnerzielung gerich-
tet. Sie ist nach kaufméannischer Bewertung kostendeckungs-
orientiert.
(2) Die Wirtschaftsfithrung des LZN erfolgt nach kaufmén-
nischen Grundsétzen.

(3) Geschéftsjahr ist das Kalenderjahr.

§8
Aufstellung des Wirtschaftsplans
Der Wirtschaftsplan tritt mit der Zustimmung der Auf-
sichtsbehorde in Kraft. Bis zu diesem Zeitpunkt gelten die Re-
gelungen zur vorldufigen Haushaltsfiihrung des Artikels 66
der Niedersidchsischen Verfassung.

§9
Zahlungsverkehr
Zur Abwicklung des Zahlungsverkehrs unterhélt das LZN
ein Girokonto bei der Norddeutschen Landesbank. Das Konto
nimmt banktédglich am automatischen Verstarkungs- und Ab-
fithrungsverfahren (taggleiches, valutenneutrales Kontenclea-
ringverfahren) mit einem Girokonto der Landeshauptkasse teil.

V. Schlussbestimmungen

§10
Inkrafttreten

Diese Betriebsanweisung tritt am 1. 7. 2021 in Kraft. Im
dritten Jahr nach Inkrafttreten findet eine Evaluierung der Be-
triebsanweisung statt.

Anlage 2
Beschaffungsordnung
fiir das Logistik Zentrum Niedersachsen (LZN)
§1

Gegenstand und Anwendungsbereich

(1) Diese Beschaffungsordnung regelt das Leistungsangebot
und die Nutzung des LZN.

(2) Die Regelungen dieser Beschaffungsordnung gelten fiir
alle Dienststellen der unmittelbaren Landesverwaltung in Nie-
dersachsen. Die Dienststellen sind grundsitzlich verpflichtet,
Waren und Dienstleistungen iiber das LZN zu beschaffen.

(3) Von der Verpflichtung nach Absatz 2 ausgenommen sind
a) der Niedersdchsische Landtag und seine Verwaltung,

b) der Niedersidchsische Landesrechnungshof,

c) die oder der Landesbeauftragte fiir den Datenschutz Nie-
dersachsen,

d) der Verfassungsschutz,

e) die Staatstheater,

f) die Universitdten und die Hochschulen.

(4) Ebenso von der Verpflichtung nach Absatz 2 ausgenommen
sind
a) die Landesvertretungen beim Bund und der Européischen

Union,

b) die Dienststellen, soweit sie aufgrund einer ldnderiibergrei-
fenden Kooperation oder Zusammenarbeit mit Bundesver-
waltungen berechtigt sind, andere Beschaffungsstrukturen
zu nutzen und

c) die Justizbehorden, soweit sie geméafl den Verfiigungen des
MJ Waren und Dienstleistungen, die in den Werkbetrieben
der niedersdchsischen Justizvollzugsanstalten hergestellt
werden, von dort beziehen.

(5) Dienststellen nach Absatz 3 und 4 ist es freigestellt, dem
LZN Beschaffungsauftriage zu erteilen.

§2
Leistungsangebot des LZN
(1) Dem LZN obliegt die zentrale Beschaffung von Waren
und Dienstleistungen fir die unmittelbare niedersidchsische
Landesverwaltung. Dies gilt nicht, soweit andere zentrale
Stellen des Landes, insbesondere
— IT.Niedersachsen,

— das Niedersdchsische Landesamt fiir Bau und Liegenschaf-
ten mit dem nachgeordneten Bereich,

— das Landesamt fiir Geoinformation und Landesvermessung
Niedersachsen,

— die Niedersdchsische Landesbehorde fur Straflenbau und
Verkehr oder

in Ausnahmen die Dienststellen selbst mit der Beschaffung

spezifischer Waren und Dienstleistungen betraut sind. Aus-

nahmen von der Beschaffung durch das LZN sind in der An-

lage zu § 2 Abs. 1 der Beschaffungsordnung LZN aufgefiihrt.
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(2) Das LZN bietet seine Leistungen als Beschaffung katalo-
gisierter Waren und Artikel (Standardbereich) sowie als Aus-
fihrung individueller Beschaffungsauftrage (Nicht-Standard-
bereich) fiir die jeweilige Dienststelle an.

(3) Das Leistungsangebot des LZN umfasst insbesondere

a) die Durchfithrung der erforderlichen vergaberechtlichen
Verfahren zum Abschluss von Rahmenvertrdgen und indi-
vidueller Vertrdge tiber Lieferungen und Leistungen inklu-
sive der ggf. erforderlichen Meldung geméf} Vergabestatis-
tikverordnung,

b) die Beratung der Dienststellen bei der Konkretisierung ihrer
Beschaffungsbedarfe,

c) die Unterhaltung eines Online-Versandhandels (Webshop),
d) die Standardisierung des Produktangebots,

e) das Produktcontrolling unter dem Aspekt der Wirtschaft-
lichkeit und

f) Geltendmachung von Anspriichen aus Lieferungen und
Leistungen (Gewdhrleistungen, Reklamationen), in denen
LZN Vertragspartner ist.

§3
Mitwirkung der Dienststellen bei der Beschaffung

(1) Die Dienststellen beschaffen Waren und Dienstleistun-
gen durch Bestellungen beim LZN. Beschaffungen werden
vom LZN im eigenen Namen getétigt, soweit es nicht aufgrund
einer gesonderten Vereinbarung im Namen und fiir Rechnung
der Dienststelle tdtig wird. Dienstleistungen werden in der Re-
gel im Namen und auf Rechnung der Dienststelle durch das
LZN beschaftt.

(2) Die Dienststellen unterstiitzen das LZN, indem sie ihre
Bedarfe moglichst frithzeitig dem LZN melden, d. h. moglichst
schon mit Beginn der Bedarfsplanung. Die zu meldenden Be-
darfe umfassen insbesondere

— wesentliche Anderungen des Auftragsvolumens im Stan-
dardbereich (§ 2 Abs. 2, 1. Halbsatz) sowie

— Bedarfe im Nicht-Standardbereich (§ 2 Abs. 2, 2. Halbsatz).

§4
Standardbereich (Webshop)

(1) Bedarfe der Dienststellen sind grundsitzlich iber stan-
dardisierte Produkte aus dem Webshop abzudecken.

(2) Standardisierte Waren und Artikel werden in elektroni-
schen Produktkatalogen gelistet und im Webshop angeboten.
Produktkataloge und Webshop gliedern sich in spezifische
Waren- und Artikelgruppen, die mit Rahmenvertrdgen hinter-
legt sind.

(3) Produktkataloge und Webshop werden im Dialog mit
den Dienststellen stetig weiterentwickelt und den aktuellen
Standards und Bedarfslagen angepasst. Zu diesem Zweck
kann das LZN Nutzergruppen einrichten.

(4) Die Anforderung von Waren und Artikeln im Webshop
erfolgt elektronisch tiber von den Dienststellen autorisierte
Bestellerinnen und Besteller. Zugriffsrechte auf die einzelnen
Produkt- und Warengruppen koénnen von den Dienststellen
gesondert geregelt werden. Autorisierte Bestellerinnen und
Besteller erhalten iiber eine Benutzerkennung Zugang zu den
elektronischen Warenkérben.

§5
Nicht-Standardbereich

(1) Nicht standardisierte Produkte oder Sonderbeschaffun-
gen sowie Dienstleistungen werden nach fachlicher Stellung-
nahme der Dienststellen durch das LZN beschafft oder vermit-
telt.

(2) Die Dienststelle stellt dem LZN die fachliche Leistungs-
beschreibung zur Deckung ihres konkreten Bedarfs zur Verfii-
gung, benennt das Zuschlagskriterium oder die Zuschlags-
kriterien und stellt bei mehr als einem Zuschlagskriterium die
Gewichtung in Form einer Bewertungsmatrix dar. Das LZN
unterstiitzt den Kunden auf Wunsch bei der Erstellung der
Leistungsbeschreibung und Bewertungsmatrix. Im Rahmen
des Vergabeverfahrens priift die Dienststelle die Bieter auf
fachliche Eignung und bewertet die Angebote in fachlicher
Hinsicht. Die Dienststelle priift die Qualitédt und fiihrt gegebe-
nenfalls die Abnahme durch.

(3) Ziel ist es, nicht standardisierte Produkte in den Web-
shop zu tibernehmen, sofern eine Standardisierung wirtschaft-
lich ist. § 4 Abs. 3 gilt entsprechend.
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§6
Preise und Entgelte

(1) Zur Finanzierung des LZN werden festgelegte Gemein-
kostenzuschldge auf vom LZN beschaffte Waren und Dienst-
leistungen erhoben. Das LZN kalkuliert seine Preise gemifd
§ 26 LHO grundsitzlich kostendeckend. Abhdngig von der
Art und/oder dem Umfang der Transportleistung konnen fiir
Waren zusitzlich Versandkosten anfallen.

(2) Die Gemeinkostenzuschldge werden als Aufschlag auf
die dem LZN gestellte Rechnung erhoben und in ihr entspre-
chend ausgewiesen.

(3) Bei Dienstleistungen, bei denen die Dienststelle Vertrags-
partner ist, erfolgt die Berechnung des Gemeinkostenzuschlags
auf Basis des fiir das Vergabeverfahren geschétzten Auftrags-
wertes ohne Umsatzsteuer. Die Dienststelle erhélt hierzu nach
Beendigung des Vergabeverfahrens eine Rechnung vom LZN.

(4) Beratungsleistungen des LZN, die auflerhalb des Aufga-
benbereichs nach Absatz 1 erfolgen, werden nach einem fest-
gelegten Stundensatzhonorar abgerechnet.

(5) Die Kalkulation der Gemeinkostenzuschldge und des
Stundensatzhonorars obliegt dem LZN und steht geméf § 4
Abs. 3 Buchst. b und ¢ der Betriebsanweisung unter dem Vor-
behalt der Genehmigung durch die Aufsichtsbehorde.

(6) Informationen tiber die Hohe der Gemeinkostenzu-
schlagssédtze konnen im Intranet der Landesverwaltung und
beim LZN direkt abgerufen werden.

(7) Im Auflenverhéltnis begleicht das LZN Rechnungen fiir
die von der Dienststelle bezogenen Waren und Dienstleistun-
gen. Ausgenommen hiervon sind vermittelte Dienstleistungen
im Sinne von Absatz 3.

(8) Die Kosten fiir externe Gutachter- und Beratungsleistun-
gen im Vergabeverfahren und bei der auflergerichtlichen und
gerichtlichen Geltendmachung von Anspriichen aus Lieferun-
gen und Leistungen trdgt die Dienststelle, wenn die Leistung
wegen der besonderen Schwierigkeit oder Bedeutung der Sa-
che in Anspruch genommen wird und vor Auftragserteilung
das Benehmen mit der Dienststelle hergestellt wurde. Fiir den
Aufwand bei der Beauftragung der Gutachter- oder Beratungs-
leistung gilt Absatz 3.

§7
Bestell-/Lieferverfahren

(1) Die Lieferung der bestellten Ware erfolgt an die von der
Dienststelle mitgeteilte Lieferanschrift.

(2) Im Fall einer unwesentlichen Produktdnderung oder
Produktweiterentwicklung behélt sich das LZN vor, einen der
bestellten Ware nach Preis und Qualitdt gleichwertigen Arti-
kel zu beschaffen. Unwesentliche Produktinderungen und
Produktweiterentwicklungen liegen insbesondere vor bei

— Waren mit gleichbleibender Produktbezeichnung, welche
regelméafig in Form und Design leicht verdndert werden
sowie bei

— Waren desselben Herstellers, welche eine bisher tiber das
LZN bestellbare Ware im Sortiment des Herstellers ersetzen.

(3) Nach Erhalt der Lieferung bestétigt die Dienststelle dem
LZN unverziiglich, spatestens innerhalb von fiunf Werktagen,
die korrekte Leistungserfilllung elektronisch iiber den Web-
shop (Wareneingangsbestatigung).

(4) Ist die Lieferung fehlerhaft, unterrichtet die Dienststelle
das LZN unverziiglich. Die Anspriiche der Dienststelle richten
sich grundsatzlich nach den gesetzlichen sowie den vertraglich
vereinbarten Regelungen und Fristen. Schédden, die auf natiir-
lichen Verschleif3, unsachgeméflen Gebrauch oder mangelnde
Pflege zurtickzufiihren sind, begriinden keinen Anspruch ge-
gen das LZN. Unsachgeméfer Gebrauch und mangelnde Pflege
bestimmen sich insbesondere nach den Angaben des Herstel-
lers. Im Gewahrleistungsfall wird das LZN tatig.

§8
Abrechnungsverfahren

Die Rechnungsstellung durch das LZN erfolgt elektronisch
oder — soweit bei der Dienststelle die Voraussetzungen fiir
den Empfang einer eRechnung vorliegen — per eRechnung.
Zahlungen sind per Uberweisung, SEPA-Lastschriftverfahren
oder E-Payment zu leisten. Das Zahlungsziel und die Zahlungs-
konditionen sind auf der Rechnung auszuweisen.

§9
Datenschutz, Vertraulichkeit

(1) Personenbezogene Daten, die das LZN zur Abwicklung
von Vergabeverfahren, Bestellungen und zur Pflege seiner
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Kunden- und Lieferantenbeziehungen benétigt, werden ent-
sprechend der datenschutzrechtlichen Bestimmungen verar-
beitet.

(2) Preise, Vergiitungen sowie allgemeine technische Bedin-
gungen fiir Lieferungen und Leistungen, die in Vergabeverfah-
ren bekannt werden, sind zum Schutz von Betriebs- und Ge-
schéftsgeheimnissen grundsitzlich vertraulich zu behandeln.

§10
Inkrafttreten

Diese Beschaffungsordnung tritt am 1. 7. 2021 in Kraft. Im
dritten Jahr nach Inkrafttreten findet eine Evaluierung der Be-
schaffungsordnung statt.

Anlage
(zu § 2 Abs. 1 Satz 3 der Beschaffungsordnung LZN)

Nachstehende Waren und Dienstleistungen sind von der
Beschaffung durch das LZN unter Beriicksichtigung der Haus-
haltsgrundsitze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit (§ 7
LHO) ausgenommen. Die Grundsitze der ordnungsgemiflen
Vergabe bleiben unbertihrt (§ 55 LHO).

1. Eilbedarfe
Eilbedarfe sind nach den folgenden Mafigaben ausgenommen:
a) Beschaffungen bis zu einem Gesamtwert des Auftrags von
1 000 EUR ohne Umsatzsteuer, wenn sie sachlich unbe-
dingt notwendig und zeitlich unaufschiebbar sind,

b) Gegenstidnde und Dienstleistungen, deren Beschaffung zur
Abwehr gefahrenrechtlicher Sofortlagen einer besonderen
Eilbediirftigkeit unterliegen.

2. Kleinbetragsregelung

Waren und Dienstleistungen, die nicht im Webshop des
LZN gelistet sind, konnen bis zu einem Gesamtwert des Auf-
trags von 1 000 EUR ohne Umsatzsteuer selbst oder tiber ein
Freitextformular im Webshop als Sonderbeschaffung durch
das LZN beschafft werden. Soweit diese Waren oder Artikel
standardisiert werden kénnen, sind sie ins Angebot des LZN
aufzunehmen.

3. Freigabe im Einzelfall

Im Einzelfall kénnen Bedarfe durch das LZN zur Selbstbe-
schaffung freigegeben werden, insbesondere wenn der Be-
schaffungsvorgang durch das LZN unpraktikabel oder unwirt-
schaftlich wére. Die Entscheidung tiber die Freigabe zur Selbst-
beschaffung ist zu begriinden und soll dem Bedarfstréager bis
spitestens eine Woche nach Eingang der Bestellung oder der
Anfrage mitgeteilt werden.

4. Standardisierung von Beschaffungsvorgingen

Damit die Standardisierung von Beschaffungsvorgingen
durch das LZN optimiert werden kann, sind die nach den
Nummern 1 bis 3 ausgenommenen Waren und Dienstleistun-
gen, die selbst beschafft wurden, dem LZN beispielsweise
durch die Ubersendung der Rechnungskopie von der beschaf-
fenden Dienststelle zu melden. LZN ist angehalten, eine tech-
nische und kundenfreundliche Losung zu entwickeln.

5. Ausnahme bestimmter Waren und Dienstleistungen

Von der Beschaffung durch das LZN sind ferner ausgenom-
men

a) Reiseleistungen (insbesondere Fahrkarten, Flugtickets, Hotel-
buchungen),

Biicher, Zeitschriften, Fachliteratur,

Blumen und Pflanzen, Lebensmittel und Getrianke,
Geschenke im Rahmen représentativer Anlésse,
Orden und Ehrenzeichen,

Kunstgegenstande fiir museale Zwecke,
Archivalien und Folianten,

Bilder und Gemaélde zur Raumausstattung,

i) die Einrichtungen des Mafiregelvollzugs in den Bereichen
des medizinischen Sachbedarfs, des krankenhausspezifi-
schen Wirtschaftsbedarfes, der Beschaffungen zur vollzug-
lichen Sicherheit und der arbeitstherapeutischen Leistun-
gen,

j) Produkte von sozialen Werkstitten oder Betrieben (z. B.
Behindertenwerkstétten),

IR

k) Waren und Dienstleistungen zur Erfillung von Verwal-
tungsaufgaben nach Gesetzen im formellen und materiel-
len Sinne, die aufgrund des Artikels 73 Abs. 1 Nr. 14 GG
(Bestimmungen tber die Erzeugung und Nutzung der
Kernenergie zu friedlichen Zwecken, die Errichtung und
den Betrieb von Anlagen, die diesen Zwecken dienen, den
Schutz gegen Gefahren, die bei Freiwerden von Kernenergie
oder durch ionisierende Strahlen entstehen, und die Besei-
tigung radioaktiver Stoffe; diese kénnen nach Artikel 87 ¢
des GG mit Zustimmung des Bundesrates bestimmen, dass
sie von den Liandern im Auftrage des Bundes ausgefiihrt
werden) erlassen wurden, sowie Waren und Dienstleistun-
gen fiir die in diesem Zusammenhang erforderlichen Um-
weltvertraglichkeitspriifungen und Vorpriifungen zu den
Umweltvertraglichkeitspriifungen,

1) Materialien im Rahmen kleinerer Bauunterhaltungen so-
wie Produkte und Dienstleistungen zum Betrieb, zur Un-
terhaltung, zum Riickbau und zur Stilllegung sicherheits-
technischer Anlagen,

m) Gegenstdnde, Einsatzmittel oder Spezialtechnik der Polizei,
die der Verschlusssachenanweisung (VSA)-Einstufung un-
terliegen und/oder aus ermittlungstaktischen Griinden nicht
offentlich werden diirfen*),

n) Waffen, Munition, explosionsgefdhrliche Stoffe, pyrotech-
nische Gegenstidnde und Reizstoffe fiir die Polizei,

o) fiir die Produktfertigung und/oder Leistungserbringung ein-
gesetzter Materialaufwand (Rohstoffe, Hilfs- und Betriebs-
stoffe sowie Aufwendungen fir bezogene Waren und
Dienstleistungen) in den Betrieben der Justizvollzugsar-
beitsverwaltung des Landes Niedersachsen oder in den
Ausbildungsstatten der Landesbildungszentren fiir Blinde
und Horgeschadigte,

p) Reparaturersatzteile, Betriebsstoffe (nicht jedoch Treibstoffe
und Motorendle fiir Landfahrzeuge) und Dienstleistungen
zum Unterhalt von Land-, Luft- und Wasserfahrzeugen,

q) Tiere aller Art einschlieilich Diensthunde und Dienstpferde,
Zuchtmaterial sowie Tierfutter,

r) Arznei- und Infektionsschutzmittel,

s) Bedarfe zur Sicherstellung von Akkreditierungen sowie
anlassbedingte Laborbedarfe wie Testreagenzien oder Kul-
tur-Medien auf Triagermaterial,

t) das Niedersdchsische Landesamt fiir Verbraucherschutz
und Lebensmittelsicherheit, soweit es Verbrauchsmateria-
lien, Gerite und Serviceleistungen, einschliefilich Entsor-
gung kontaminierter Stoffe und Materialien fiir die Labore
und Untersuchungseinrichtungen betrifft,

u) hochspezifische Lern- und Lehrmittel, Unterhaltungs-, Spiel-
und Sportgerite sowie Ausstattungsgegenstdnde fiir Belange
von behinderten Menschen bis zu einem Auftragswert von
25 000 EUR ohne Umsatzsteuer,

v) Bedarfe des Lufthygienischen Uberwachungssystems Nie-
dersachsen (LUN)

w) Dienstleistungen aus dem Bereich ,, Aus- und Fortbildung®,

x) Ausnahmen nach den VV zu § 55 LHO:

— Dolmetscherleistungen und medizinische Gutachten,

— Wertermittlungen im Zusammenhang mit Immobilien-

geschéften und Grundstiicksangelegenheiten,

— Rechtsberatung in gerichtlichen Prozessen,

— Bankgeschifte,

y) Dienstleistungen bis zu einem Auftragswert von 25 000 EUR
ohne Umsatzsteuer fiir folgende Zwecke:

— Presse- und Offentlichkeitsarbeit,

— Layout- und Druckauftrége,

— Gesundheitsmanagement,

— medizinische Versorgung,

— freiberufliche Leistungen gemaf § 18 Abs. 1 Nr. 1 EStG.
Oberste Landesbehorden mit eigener Vergabestelle erhalten
die Moglichkeit, Dienstleistungen nach Nummer 5 Buchst. y
auch mit einem Auftragswert von tiber 25 000 EUR ohne Um-

satzsteuer bis zum Erreichen des jeweiligen EU-Schwellen-
wertes selbst auszuschreiben.

*) In Bezug auf VSA-eingestufte Waren und Dienstleistungen, die zur
spezialisierten Kriminalitdtsbekdmpfung oder besonderen Gefah-
renabwehr benotigt werden, entscheidet das MI im Einzelfall durch
Beschaffungserlass iitber Ausnahmen.
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Rechtliche Hinweise und verfahrensméfdige Vorgaben
zur Organisation und Durchfithrung
des Riickfithrungs- und Riickiiberstellungsvollzugs
(Abschiebung) und zur Beantragung
von Abschiebungshaft (Riickfiihrungserlass)

RdErl. d. MI v. 7. 7. 2021 — 63-12231-1-00 —

— VORIS 26100 —

Bezug: a) RdErl. 16. 7. 1998 (Nds. MBL. S. 1078)

— VORIS 21011 10 00 00 058 —

b) RdErl. v. 24. 8. 2016 (Nds. MBL. S. 1134), gedandert durch
RdErl. v. 29. 9. 2016 (Nds. MBLI. S. 1193)
— VORIS 26100 —

c) RdEIL v. 30. 5. 2018 — 13.21-12231 — (n. v.)

d) RdErL v. 14. 2. 2019 — 13.91-12230.1-8 — (n. v.)

e) RdErl. v. 10. 2. 2020 — 63-12230.1-8 — (n. v.)

1. Anlass fiir die Regelung

Die Ausldnder- und Fliichtlingspolitik der Niedersdchsischen
Landesregierung folgt humanitiren Grundsitzen. Diese Grund-
ausrichtung ist bei allen ausldnderbehérdlichen Entscheidun-
gen zu berticksichtigen. Insbesondere der Riickfithrungs- und
Uberstellungsvollzug im Rahmen des geltenden Rechts ist so
zu organisieren, dass fiir die Betroffenen die mit der zwangs-
weisen Durchsetzung der Ausreisepflicht verbundenen Belas-
tungen so gering wie moglich gehalten werden.

Die Anderungen des AufenthG auf Bundesebene, die mit
dem Zweiten Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreise-
pflicht vom 15. 8. 2019 (BGBL. I S. 1294) — im Folgenden: Ge-
ordnete Riickkehr Gesetz — am 21. 8. 2019 in Kraft getreten
sind, sowie die Ubertragung von Zustidndigkeiten vom LKA
auf die LAB NI erfordern eine Anpassung der Erlasslage.

Dieser RdErl. gilt sowohl fir die Durchfiihrung des Riick-
fithrungs- als auch des Uberstellungsvollzugs (Dublin-Verfah-
ren). Die Zustdndigkeit fiir die Durchfithrung von Verfahren
nach der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europdischen
Parlaments und des Rates vom 26. 6. 2013 zur Festlegung der
Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats,
der fir die Prifung eines von einem Drittstaatsangehorigen
oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags
auf internationalen Schutz zustdndig ist (ABl. EU Nr. L 180
S.31; 2017 Nr. L 49 S. 50) — im Folgenden: Dublin III-Ver-
ordnung — liegt ausschlief}lich beim Bundesamt fiir Migration
und Flichtlinge (BAMF). Die Ausldnderbehorden sind am Tag
der Uberstellung zustandig fiir die Uberpriifung der inlands-
bezogenen Vollzugshindernisse.

Soweit von den in diesem RdErl. dargestellten Grundsétzen
abgewichen wird, sind die Griinde zu dokumentieren.

2. Keine Bleiberechtsperspektive

Eine Aufenthaltsbeendigung erfolgt nur, wenn die Voraus-
setzungen fiir einen legalen Aufenthalt im Bundesgebiet nicht
vorliegen. Auf die Regelungen nach Kapitel 2 Abschnitt 5
AufenthG, die Ausbildungsduldung nach § 60 ¢ AufenthG,
die Beschaftigungsduldung nach § 60 d AufenthG, das Hérte-
fallverfahren sowie auf die zu diesen Regelungen ergangenen
Erlasse wird verwiesen. Diese konnen auf der Internetseite des
MI eingesehen werden unter:
https://www.mi.niedersachsen.de/startseite/themen/
auslanderangelegenheiten/zahlen_daten_fakten/
niedersachsische_erlasse/niedersaechsische-erlasse-
seit-2014-139998.html.

3. Vorrang der freiwilligen Riickkehr

Vor allen Regelungen zum Ruckfiihrungsvollzug hat die
freiwillige Riickkehr der ausreisepflichtigen Ausldnderinnen
und Ausldnder in ihre Herkunftsldnder absoluten Vorrang.
Zur Forderung der freiwilligen Ausreise sind alle rechtlichen,
finanziellen und organisatorischen Moglichkeiten zu nutzen,
um den Ausreisepflichtigen eine wirkungsvolle Unterstiitzung
bei der Vorbereitung und Durchfiihrung ihrer freiwilligen Aus-
reise zu gewihren. Ausreisepflichtige Ausldanderinnen und Aus-
lander sollen daher tiber Ausreisemodalitidten, Riickkehrhil-
fen und Konsequenzen einer nicht freiwilligen Ausreise infor-
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miert werden. Von den Auslédnderbehérden sollen dabei zu-
mindest grundlegende Informationen iiber die Moglichkeit
einer freiwilligen Riickkehr vermittelt werden. Im Ubrigen
kann zur Riickkehrberatung an die nichtstaatlichen und staat-
lichen Stellen verwiesen werden, die eine qualifizierte Riick-
kehrberatung anbieten.

Das Angebot einer Riickkehrberatung ist den Betroffenen
frithzeitig und unabhingig von der Vollziehbarkeit der Aus-
reisepflicht zu unterbreiten. Mit Eintritt der Vollziehbarkeit
der Ausreisepflicht und bevor ein Abschiebungsersuchen ge-
stellt wird, ist — ggf. erneut — auf die Moglichkeit der freiwil-
ligen Ausreise hinzuweisen. Davon kann abgesehen werden,
wenn die Ausldnderin oder der Ausldnder zu erkennen gibt,
dass sie ihrer oder er seiner Ausreiseverpflichtung nicht frei-
willig nachkommen werden.

Soweit sich aus der Beratung schliissig ergibt, dass eine frei-
willige Ausreise beabsichtigt ist, diese jedoch aus nachvoll-
ziehbaren Griinden innerhalb der Ausreisefrist nicht erfolgen
kann, soll die Ausreisefrist angemessen verldngert werden (§ 59
Abs. 1 Satz 4 AufenthG). Erfolgt innerhalb der gesetzten Frist
keine freiwillige Ausreise, ist die Ausldnderin oder der Aus-
linder gemifd § 58 Abs. 1 AufenthG abzuschieben.

Jungen Ausldnderinnen und Ausldndern, die eine Schule
besuchen, ist der Abschluss zu erméglichen, soweit sie bereits
kurz vor dem angestrebten Abschluss stehen. Ein bevorste-
hender Abschluss ist insbesondere zu erwarten, wenn sie sich
im letzten Schuljahr befinden. Bis zur Beendigung des Schul-
besuchs kann die Abschiebung ausgesetzt und eine Duldung
gemdf § 60 a Abs. 2 Satz 3 AufenthG erteilt werden.

Die Information und Beratung tiber die Moglichkeit der frei-
willigen Ausreise ist schriftlich zu dokumentieren und zu den
Ausldnderakten zu nehmen.

Von der Moglichkeit, den Vorrang der freiwilligen Riick-
kehr zu gewihren, sind grundsatzlich ausreisepflichtige Aus-
ldnderinnen und Ausldnder ausgenommen, die

— wegen einer Verurteilung ausgewiesen wurden oder

— trotz eines bestehenden Einreise- und Aufenthaltsverbotes
(§ 11 AufenthG) unerlaubt wieder eingereist sind.

Personen, die unter den Anwendungsbereich der Dublin III-
Verordnung fallen und die sich geméaf} Artikel 26 Abs. 2 der
Dublin IIT-Verordnung freiwillig in den zustdndigen Mitglied-
staat begeben wollen, ist diese Moglichkeit grundsatzlich ein-
zurdumen. Sie sind von der Ausldnderbehorde tiber die vom
BAMF iibermittelten Vorgaben zum Zeitpunkt und Ort der
Uberstellung in dem zur Aufnahme verpflichteten Mitglied-
staat zu unterrichten. Die Ausldnderbehérden dokumentieren
die Erklarung der Betroffenen zur freiwilligen Ausreise in den
fir die Durchfithrung des Asylverfahrens zustdndigen EU-
Staat und unterrichten davon die zustindige Auflenstelle des
BAMF. Ein gesetzlicher Anspruch auf freiwillige Ausreise be-
steht jedoch in Verfahren nach der Dublin III-Verordnung
nicht (BVerwG, Urteil vom 17. 9. 2015 — 1 C 26.14).

Drittstaatsangehorige, die trotz eines laufenden Verfahrens
auf der Grundlage der Dublin III-Verordnung zur Aufnahme
in den zustdndigen Mitgliedstaat eine freiwillige Ausreise in
ihren Heimatstaat oder einen sonstigen zur Aufnahme berei-
ten Drittstaat wiinschen, ist dazu Gelegenheit zu geben. Sie
konnen dazu Informationen zur Forderung der freiwilligen
Ausreise erhalten. Dabei ist sicherzustellen, dass die gewéhrte
Frist zur freiwilligen Ausreise so rechtzeitig vor Ablauf der
vom BAMF vorgegebenen Uberstellungsfrist liegt, dass gege-
benenfalls eine zwangsweise Uberstellung vollzogen werden
kann.
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4. Zustindigkeiten und Regelungen fiir die Vorbereitung und den
Vollzug von Abschiebungen

4.1 Zustandigkeiten bei der Vorbereitung der Abschiebung
4.1.1 Kommunale Ausldnderbehorden

Die Landkreise, kreisfreien Stédte, groflen selbstdndigen Stédte,
Region Hannover, Landeshauptstadt Hannover und Stadt
Gottingen (Ausldnderbehorden) nehmen geméfl § 71 Abs. 1
AufenthG i. V. m. § 2 Nr. 1 AllgZustVO-Kom fir die sich in
ihrem ortlichen Zustéandigkeitsbereich aufhaltenden ausreise-
pflichtigen Ausldnderinnen und Ausldnder, mit Ausnahme
der Ausldnderinnen und Ausldnder die in einer Landesauf-
nahmeeinrichtung wohnen oder zu wohnen verpflichtet sind,
die Aufgaben nach dem AufenthG und nach auslédnderrechtli-
chen Bestimmungen in anderen Gesetzen wahr. Diese umfasst
die Information zur freiwilligen Ausreise und die Vorberei-
tung der Riickfiihrung einschlieflich der Erstellung von Riick-
tibernahmeersuchen. Dazu gehort auch die Priifung, ob ein
besonderer Betreuungsaufwand fiir die zurtickzuftihrenden
Personen vor und wihrend der Abschiebung einschlielich
einer weiteren Betreuung und Versorgung im Heimatland not-
wendig wird. Den Ausldnderbehorden obliegt es auch, ggf. die
notwendigen Kontakte zur deutschen Auslandsvertretung im
Aufnahmestaat und iiber diese zu den dortigen Behérden und
Institutionen zur Aufnahme und Betreuung der zuriickzufiith-
renden Person herzustellen.

Die Ausldnderbehorden sind auch zustdndig fiir die Bean-
tragung der Abschiebungshaft und die Uberwachung, ob fiir
die Dauer der Inhaftierung die Voraussetzungen fiir die An-
ordnung der Abschiebungshaft unverandert fortbestehen. Lie-
gen die Voraussetzungen nicht mehr vor, hat die Ausldander-
behorde unverziiglich die Aufhebung des Haftbeschlusses zu
beantragen. Im Ubrigen kann die Behérde geméf § 424 Abs. 1
Satz 3 FamFG den Vollzug der Abschiebungshaft fiir eine
Dauer von bis zu einer Woche aussetzen.

4.1.2 Landesaufnahmebehorde Niedersachsen (LAB NI)

Die LAB NI erftillt die Aufgabe als zustdndige Ausldanderbe-
hérde gemafl § 71 Abs. 1 AufenthG fir die Ausldnderinnen
und Auslénder, die in einer Landeseinrichtung wohnen oder
zu wohnen verpflichtet sind. Sie ist zudem landesweites Kom-
petenzzentrum zur Forderung der freiwilligen Riickkehr. Dar-
tiber hinaus ist sie zur Unterstiitzung der in Nummer 4.1.1
genannten Ausldnderbehérden zustéandig fur die

— Durchfithrung identitdtsklarender Mafinahmen auf Antrag
der Ausldnderbehorden in Amtshilfe, einschlieflich der
Organisation und Mitwirkung an Anhérungen durch aus-
landische Experten zur Feststellung der Identitdt von aus-
reisepflichtigen Ausldnderinnen und Ausldndern, deren
Identitat ungeklart ist; die Unterstiitzung der Ausldnderbe-
horden bei der Beschaffung von Passersatzpapieren und
sonstiger standesamtlicher Urkunden im Rahmen der Amts-
hilfe,

— Entgegennahme, Prifung und Weiterleitung von Riick-
iibernahmeersuchen, an die zustdndigen Behorden des zur
Ruckibernahme verpflichteten Staates, die Fithrung des
erforderlichen Schriftwechsels mit den konsularischen
Vertretungen und den zustdndigen Behérden, die Uberwa-
chung der eingehenden Riickiibernahmezusagen und der
zugesagten Pisse oder Passersatzpapiere,

— Beratung und Unterstiitzung der kommunalen Auslédnder-
behorden in Ruckfithrungsangelegenheiten,

— Buchung der Fliige fir Abschiebungen, Zurtickschiebun-
gen und Uberstellungen im Dublin-Verfahren auf dem
Luftweg einschliefilich Organisation und Flugbuchung fiir
begleitendes medizinisches Personal und Sicherheitsbe-
gleitung,

— Kontaktaufnahmen, z. B. mit der Bundespolizei, den Flug-
gesellschaften, den deutschen Auslandsvertretungen oder
den Behorden und Einrichtungen im Aufnahmestaat,
wenn dieses im Einzelfall unmittelbar vor oder wihrend
einer Abschiebung erforderlich wird,

— Durchfithrung der Abschiebungen, Zurtickschiebungen
und Uberstellungen nach der Dublin III-Verordnung auf
dem Luft- oder dem Landweg einschlief}lich der Beforde-

rung und Begleitung der abzuschiebenden Personen von
deren Wohnung oder aus der Haftanstalt zum Flughafen
oder zur Grenziibergabestelle und

— Erhebung aller Kosten gemifd § 66 AufenthG, die bei den
an den Abschiebungen beteiligten Behorden entstanden
sind sowie fir die Erstellung und Zustellung der Kostenbe-
scheide an die Kostenschuldner.

4.2 Zustandigkeiten wahrend des Vollzuges der Abschiebung

Die Zustdndigkeit der LAB NI fiir die Durchfithrung aufent-
haltsbeendender Mafinahmen umfasst

— bei Landabschiebungen die Festlegung des Termins, des
Zeitpunktes der Abholung unter Berticksichtigung der vor-
aussichtlichen Fahrzeit zur Grenziibergabestelle,

— bei Flugabschiebungen nach Mitteilung des konkreten Ab-
schiebungstermins die Festlegung des Zeitpunktes der Ab-
holung unter Berticksichtigung der voraussichtlichen Fahr-
zeit zum Flughafen,

— die Ermittlung des voraussichtlichen Einsatzkréftebedarfs
der LAB NI fiir die Abholung der abzuschiebenden Perso-
nen und deren Transport,

— die Bereitstellung der erforderlichen Fahrzeuge und Trans-
portkapazititen einschlielich der Bereitstellung von geeig-
neten Behiltnissen fiir den Gepécktransport im Bedarfsfall,

— die Abholung der Ausreisepflichtigen aus der Wohnung,
einer Gemeinschaftsunterkunft oder einer Haftanstalt (Ab-
schiebungshafteinrichtung oder Strafhaft), wobei es der
LAB NI auch obliegt, die Ausreisepflichtigen aufzufordern,
sich der Abschiebung zu stellen

— den Transport von Personen und Gepéick zum Flughafen
oder zur Grenziibergabestelle,

— die Ubergabe der ausreisepflichtigen Personen an die Bun-
despolizeidienststelle am Flughafen oder an die Behérden
des Aufnahmestaates bei Landabschiebungen,

— das Bereithalten eines Bargeldbetrages, um im Bedarfsfall
der oder dem Ausreisepflichtigen einen angemessenen Be-
trag zur Organisation ihrer oder seiner Weiterreise im Hei-
matland auszahlen zu konnen; der Bargeldbetrag dient nur
dem Zweck, die Abschiebung sicherzustellen; es gelten
folgende Hochstbetrdge: 50,00 EUR pro erwachsener Ein-
zelperson, 150,00 EUR pro Familie; Uberstellungen nach
der Dublin III-Verordnung sind grundsétzlich von dieser
Regelung ausgenommen,

— die Organisation des Rucktransports der ausreisepflichti-
gen Person im Fall einer gescheiterten Abschiebung auf
dem Luftweg oder einer gescheiterten Ubergabe an die Be-
horden des Aufnahmestaates,

— die Dokumentation und statistische Erfassung der Ab-
schiebungsersuchen, der Abschiebungsversuche, differen-
ziert nach den jeweiligen Griinden fiir eine Stornierung
oder einen Abbruch einer Mafinahme, sowie der durchge-
fithrten Abschiebungen,

— die Erhebung der durch die Abschiebungsmafinahme ent-
standenen Kosten sowie die Ubersendung der erforderli-
chen Nachweise an die Kostenstelle zur dortigen Zusam-
menstellung der entstandenen Kosten sowie

— in den Féllen, in denen keine Vertreterin oder kein Vertre-
ter der kommunalen Ausldnderbehérde wéhrend des Ab-
schiebungsvollzuges anwesend oder telefonisch erreichbar
ist, die Entscheidung tiber den Abbruch der Mafinahme
aus Griinden, die nicht die origindre Zustandigkeit der Po-
lizei betreffen.

Die Polizei leistet regelméfig Vollzugshilfe

— beim Transport der Ausreisepflichtigen in oder durch an-
dere Bundesldnder, in denen Verwaltungsvollzugsbeamte
der LAB NI tiber keine Befugnisse zur Anwendung des un-
mittelbaren Zwangs verfiigen,

— in Féllen, in denen aufgrund der Gefahrenprognose poli-
zeiliche Unterstiitzung erforderlich werden konnte, z. B.
bei zu erwartendem Widerstand und

— sofern eine Rickfiihrung oder Riickiiberstellung mit eige-
nen Kriften seitens der LAB NI nicht durchfiihrbar ist.
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Die LAB NI stellt hierfiir an die Polizei ein schriftliches
Vollzugshilfeersuchen (§ 52 Abs. 1 NPOG). Dieses Vollzugs-
hilfeersuchen ist unverziiglich nach Erhalt des von der Flug-
buchungsstelle iibersandten Abschiebungsauftrags zu stellen.

Im Rahmen der von der Polizei zu leistenden Vollzugshilfe
entscheidet die Polizei iiber den Einsatzkriftebedarf und die
polizeilichen Mafinahmen, die zur Erfiillung der Vollzugshilfe
erforderlich sind. Wird die Polizei im Rahmen der Vollzugs-
hilfe ersucht, die vollstdndige Durchfiihrung der Abschiebung
zu Ubernehmen, ohne dass Verwaltungsvollzugsbeamtinnen
und Verwaltungsvollzugsbeamte an der Mafinahme beteiligt
sind, so sind der zustdndigen Polizeidienststelle alle fir die
Durchfithrung der Mafinahme erforderlichen Informationen
zur Verfiigung zu stellen. Diese Informationen sind unmittel-
bar nach Erhalt des von der Flugbuchungsstelle iibersandten
Abschiebungsauftrags zu tibermitteln. Bei Uberstellungen auf
dem Landweg sind diese Informationen unverziiglich nach
Terminierung fiir die Ubergabe weiterzuleiten.

5. Regelungen zu Vollzugshindernissen und zur Durchfiihrung des
Vollzugs

5.1 Regelungen zu einzelnen Vollzugshindernissen
5.1.1 Reisefdhigkeit

Soweit bei der Priifung inlandsbezogener Vollzugshinder-
nisse die Reisefdhigkeit zu bewerten ist, wird auf § 60 a Abs. 2 ¢
und 2 d AufenthG hingewiesen.

Nach § 60 a Abs. 2 ¢ AufenthG besteht die gesetzliche Ver-
mutung, dass einer Abschiebung gesundheitliche Griinde nicht
entgegenstehen.

Die Betroffenen haben

— eine Erkrankung durch eine qualifizierte drztliche Beschei-
nigung glaubhaft zu machen, aus der sich auch die Folgen,
die sich nach drztlicher Beurteilung aus der krankheitsbe-
dingten Situation durch eine Abschiebung voraussichtlich
ergeben, enthalten miissen und

— die Verpflichtung, diese Bescheinigung der zustdndigen
Behorde unverziiglich vorzulegen (§ 60 a Abs. 2 d AufenthG).

Bei Verletzung dieser Pflicht darf die zustdndige Behorde
nach § 60 a Abs. 2 d AufenthG das Vorbringen der oder des
Betroffenen zur Erkrankung nicht berticksichtigen. Dies gilt
nicht, wenn diese oder dieser unverschuldet an der Einholung
gehindert war oder anderweitig tatsdchliche Anhaltspunkte
fiir eine lebensbedrohliche oder schwerwiegende Erkrankung
vorliegen, die sich durch die Abschiebung wesentlich ver-
schlechtern wiirde. Die zustdndige Behorde kann — nach
Vorlage einer Bescheinigung durch die oder den Betroffenen
— eine drztliche Untersuchung anordnen. Nimmt die oder der
Betroffene den Untersuchungstermin ohne zureichenden
Grund nicht wahr, ist die Behorde berechtigt, die vorgetragene
Erkrankung nicht zu bertiicksichtigen. Die zur Ausreise ver-
pflichtete Person ist auf diese Verpflichtungen und auf die
Rechtsfolgen einer Pflichtverletzung hinzuweisen.

Die Belehrung i. S. von § 60 a Abs. 2 d Satz 4 AufenthG
wird vom BAMF in die Rechtsbehelfsbelehrung des ablehnen-
den Bescheides integriert. Da der Ablehnungsbescheid zuge-
stellt wird, ist durch diese Verfahrensweise auch der Nach-
weis der Zustellung der Belehrung dokumentiert.

5.1.2 Straf- und Ermittlungsverfahren

Gemaf § 72 Abs. 4 Satz 1 AufenthG darf eine Ausldnderin
oder ein Ausldnder, gegen die oder den eine 6ffentliche Klage
erhoben oder ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren einge-
leitet ist, nur bei Vorliegen des Einvernehmens der zustdandi-
gen Staatsanwaltschaft ausgewiesen und abgeschoben wer-
den. Das Einvernehmen der Staatsanwaltschaft kann auch all-
gemein erteilt werden. Davon haben die niedersdchsischen
Generalstaatsanwélte Gebrauch gemacht und generelle Ein-
vernehmenserklarungen abgegeben. Auf § 72 Abs. 4 Sétze 2
bis 4 AufenthG wird ergdnzend hingewiesen.

5.2 Durchfithrung der Abschiebung

Eine Ankiindigung der Abschiebung ist aufler in den Féllen
des § 60 a Abs. 5 AufenthG gesetzlich nicht vorgesehen. Eine
Bekanntgabe des konkreten Termins einer Abschiebung oder
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Uberstellung darf geméf § 59 Abs. 1 Satz 8 AufenthG nicht er-
folgen. Auf § 97 a AufenthG wird hingewiesen.

Abschiebungen sind grundsétzlich so zu terminieren, dass
der Abholungstermin nicht vor 6.00 Uhr morgens festgelegt
werden kann. Bei der Organisation der Abschiebung ist auch
die Situation der Ausreisepflichtigen nach ihrer Rickkehr in
ihr Heimat- bzw. Aufnahmeland zu berticksichtigen. Dazu ge-
hort es, dass eine Weiterreise vom Zielflughafen in die Heimat-
oder Unterbringungsorte der Ausldnderinnen und Ausldander
moglichst wihrend der Tageszeit und mit iiblichen Verkehrs-
mitteln erfolgen kann.

5.3 Familien oder alleinerziehende Elternteile mit minderjah-
rigen Kindern und unbegleitete Minderjdhrige

Werden bei einer Abschiebung nicht alle Familienangehori-
gen (Eltern und minderjihrige Kinder) angetroffen und droht
somit eine Familientrennung, sind die Grundsitze des Arti-
kels 6 GG sowie des Artikels 8 der Europédischen Menschen-
rechtskonvention zu berticksichtigen.

Wenn minderjéhrige Kinder von einem Elternteil oder den
Eltern getrennt wiirden, ist aufgrund der hohen Bedeutung
der Wahrung der Familieneinheit die eingeleitete Mafinahme
grundsitzlich auszusetzen und die eingeleitete Abschiebung
abzubrechen.

Wird der erste Abschiebungsversuch deshalb abgebrochen,
weil nicht alle Familienmitglieder anwesend waren, ist an-
schliefend schriftlich darauf hinzuweisen, dass die Eltern die
Mitwirkungspflicht haben, bei weiteren Abschiebungsversu-
chen die Anwesenheit der Kinder sicherzustellen oder die Fa-
milieneinheit unverziiglich wiederherzustellen. Bei Verletzung
dieser Pflicht kann eine voriibergehende Trennung der Fami-
lie erfolgen. Eine isolierte Abschiebung von minderjihrigen
Kindern erfolgt jedoch nicht.

Der schriftliche Hinweis auf die Verpflichtung, dass die An-
wesenheit aller Familienangehorigen fir eine Aufenthaltsbe-
endigung sicherzustellen ist und andernfalls eine kurzfristige
Trennung der Familie erfolgen kann, erfolgt auch dann, wenn
ein erster Abschiebungsversuch aus einem von der abzuschie-
benden Person zu vertretenen Grund abgebrochen wurde;
hierzu zédhlen insbesondere Fille, in denen der Abschiebungs-
versuch aufgrund von Widerstandshandlungen der betroffe-
nen Personen gescheitert ist.

5.4 Betreten und Durchsuchen von Wohnungen wéhrend des
Abschiebungsvollzugs

Mit dem Geordnete Riickkehr Gesetz sind Regelungen zum
Betreten und Durchsuchen von Wohnungen in das AufenthG
eingefiigt worden. § 58 Abs. 5 bis 9 AufenthG sind gegentiber
den landesrechtlichen Erméchtigungsgrundlagen fir das Be-
treten und Durchsuchen von Wohnungen vorrangig, soweit in
den §§ 24 und 25 NPOG keine weitergehenden Regelungen
enthalten sind (§ 58 Abs. 10 AufenthG). Anderungen an der
bisherigen Vollzugspraxis ergeben sich hierdurch nicht. In be-
stimmten Einzelfdllen kann sich jedoch tber die zuvor beste-
hende Rechtslage hinaus eine Befugnis zur Durchsuchung zur
Nachtzeit ergeben.

5.4.1 Betreten von Wohnungen

Betreten ist das korperliche Hineingelangen in die Woh-
nung. Wird eine Wohnung zu dem Zwecke betreten, um et-
was, von dessen Vorhandensein die handelnde Behorde tiber-
zeugt ist und das der Berechtigte auch nicht in seiner Woh-
nung versteckt hat, zu tGberpriifen, so handelt es sich um ein
blofles Betreten der Wohnung. Der Wohnungsbegriff umfasst
dabei samtliche innerhalb der Wohnung gelegenen, aber auch
ihr funktional zugeordneten Rdume auflerhalb der Wohnung,
wie Nebenrdume (z. B. Keller, Dachboden), Arbeits-, Betriebs-
und Geschéftsraume sowie anderes befriedetes Besitztum.

Das Betretensrecht ist tiber die §§ 64 ff. NPOG zwangsweise
durchsetzbar (vgl. Bezugserlass zu a).

Das Betreten einer Wohnung zur Tageszeit (6.00 bis 21.00
Uhr, vgl. BVerfG, Beschluss vom 12. 3. 2019 — 2 BvR 675/14)
findet seine Rechtsgrundlage in § 58 Abs. 5 AufenthG. Ein
Ruckgriff auf die §§ 24 und 25 NPOG ist ausgeschlossen, da
diese Regelungen keine weitergehenden Befugnisse zum Be-
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treten einer Wohnung zur Tageszeit enthalten. Liegen Tatsa-
chen vor, aus denen zu schliefen ist, dass sich die abzu-
schiebende Ausldnderin oder der abzuschiebende Ausldander
dort befindet, so kann ihre oder seine Wohnung zur Durch-
fithrung der Abschiebung geméaf § 58 Abs. 5 AufenthG betre-
ten werden, um diese oder diesen zu ergreifen.

Rechtsgrundlage fiir das Betreten einer Wohnung zur
Nachtzeit ist weiterhin § 24 Abs. 5 NPOG. Bei Abschiebungen
werden regelmifig die Voraussetzungen des § 24 Abs. 5 Nr. 2
NPOG vorliegen. Danach diirfen Wohnungen zur Verhiitung
des Eintritts erheblicher Gefahren jederzeit betreten werden,
wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich dort
Personen authalten, die gegen aufenthaltsrechtliche Strafvor-
schriften verstoflen. Bei abzuschiebenden Personen wird in
der Regel der Straftatbestand des § 95 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG
erfallt sein. Danach ist der Aufenthalt im Bundesgebiet ohne
erforderlichen Aufenthaltstitel strafbar, wenn die Ausreise-
pflicht vollziehbar ist, eine Ausreisefrist nicht gewéhrt wurde
oder diese abgelaufen ist und die Abschiebung nicht ausge-
setzt ist (Duldung).

Zu beachten ist, dass § 24 Abs. 5 NPOG das Betreten nur
zur Verhutung des Eintritts erheblicher Gefahren erlaubt.
Auch diese Voraussetzung liegt im Regelfall bei der Durchfiih-
rung von Abschiebungen vor, da in diesen Féllen von einer
serheblichen Gefahr” i. S. der Legaldefinition in § 2 Nr. 3
NPOG auszugehen ist, wenn ein aufenthaltsrechtlicher Straf-
tatbestand erfiillt ist.

§ 58 Abs. 7 AufenthG kann zum Betreten einer Wohnung
zur Nachtzeit hingegen nicht in Konstellationen herangezo-
gen werden, in denen gerade das Betreten aus organisatori-
schen Griinden erforderlich ist. Abhilfe bietet hier — wie oben
dargestellt — die gegeniiber dem Aufenthaltsrecht weiterge-
hende Norm aus § 24 Abs. 5 NPOG, auf die auch diese Maf}-
nahme gestiitzt werden kann (vgl. § 58 Abs. 10 AufenthG).

5.4.2 Durchsuchen von Wohnungen

Durchsuchung ist das ziel- und zweckgerichtete Suchen
staatlicher Organe nach Personen oder Sachen oder zur Er-
mittlung eines Sachverhalts. Ziel ist es, etwas Verborgenes
aufzuspiiren, also das, was der Inhaber der Wohnung von sich
aus nicht offenlegen oder herausgeben will. Die Durchsu-
chung geht daher iiber das blofle Betreten hinaus. Sie erfor-
dert eine gewisse Krafteinwirkung auf Gegenstinde zur
Vornahme ausforschender Handlungen, wie z. B. das Offnen
von Behiltnissen (z. B. Schrinken, Bettkésten).

Das Betreten und Durchsuchen von Wohnungen zur Tages-
zeit (6.00 bis 21.00 Uhr) ist unter den Voraussetzungen des
§ 58 Abs. 6 AufenthG moglich. Zum Zwecke der Durchfiih-
rung der Abschiebung darf die Wohnung der Ausldnderin
oder des Ausldnders zu ihrer oder seiner Ergreifung betreten
und durchsucht werden. Ein Betreten und Durchsuchen von
Wohnungen anderer Personen ist nur zulédssig, wenn Tatsa-
chen vorliegen, aus denen zu schlieffen ist, dass die abzu-
schiebende Ausldnderin oder der abzuschiebende Ausldander
sich in den zu durchsuchenden Riumen befindet. Gemaf} § 58
Abs. 8 AufenthG ist stets eine richterliche Anordnung einzu-
holen. Bei Gefahr im Verzug ist auch eine Anordnung durch
die abschiebende Behoérde moglich. Die Annahme von Gefahr
im Verzug kann nach Betreten der Wohnung nicht (nachtréag-
lich) darauf gestiitzt werden, dass die Ausldnderin oder der
Auslinder nicht angetroffen wurde (§ 58 Abs. 5, Abs. 8 Satz 2
AufenthG).

Auf die weiteren Verfahrensvorschriften des § 58 Abs. 9
AufenthG wird hingewiesen.

Das Betreten und Durchsuchen einer Wohnung zur Nacht-
zeit ist unter den Voraussetzungen des § 58 Abs. 6 bis 9
AufenthG méglich. Nach § 58 Abs. 7 Satz 1 AufenthG miissen
hierzu Tatsachen vorliegen, aus denen zu schlieflen ist, dass
die Ergreifung der Auslinderin oder des Auslinders zum
Zweck ihrer oder seiner Abschiebung andernfalls vereitelt wird.
Das Betreten und Durchsuchen der Wohnung zur Nachtzeit
ist aus rein organisatorischen Griinden nicht zuléssig (§ 58
Abs. 7 Satz 2 AufenthG).

Wahrend der Nachtzeit ist das Betreten und Durchsuchen
einer Wohnung ebenfalls unter den gefahrenabwehrrechtli-
chen Ausnahmevoraussetzungen des § 24 Abs. 4 NPOG zulds-
sig. Diese liegen allerdings in der Regel bei Abschiebungen
nicht vor.

Das Betreten einer Wohnung zum Zweck der Durchfithrung
einer Abschiebung setzt nicht voraus, dass zuvor bereits ein
Abschiebungsversuch erfolglos unternommen wurde.

5.5 Einreise- und Aufenthaltsverbot

Das Einreise- und Aufenthaltsverbot ist von Amts wegen zu
befristen (§ 11 Abs. 2 AufenthG). Auf die ausschliefSliche Zu-
standigkeit des BAMF fiir die Anordnung des Einreise- und
Aufenthaltsverbots in den Fillen des § 75 Nr. 12 AufenthG
wird hingewiesen. Die Authebung einer Anordnung des BAMF
nach § 11 Abs. 7 AufenthG liegt gemafl Urteil des BVerwG
vom 25. 1. 2018 — 1C 7.17 — in der Zustandigkeit der Aus-
landerbehorden.

6. Verfahren zur Einleitung der Abschiebung
6.1 Abschiebungen auf dem Luft-, Land- oder Seeweg

Sobald die Voraussetzungen firr die Durchfithrung einer
Abschiebung geméfl § 58 AufenthG vorliegen, tibersendet die
zustdndige Ausldanderbehorde der LAB NI folgende Unterla-
gen:

— Abschiebungsersuchen (einfach) gemafl Anlage 1,

— Ausreiseaufforderung und Abschiebungsandrohung (z. B.
Bescheid des BAMF) oder Ausweisungsverfiigung (jeweils
zweifach),

— Reisepédsse, Passersatzpapiere oder Kopien vorhandener
Identitatspapiere (zweifach),

— Riickiibernahmezusagen,

— Medikamentenliste und &rztliche Bescheinigungen zur
Feststellung der Reisefdhigkeit, soweit vorhanden,

— Anlagen 1a und 1b der Bestimmungen tiber die Riickfiih-
rung ausldndischer Staatsangehoriger auf dem Luftweg —
Best.-Riick Luft (einfach),

— sonstige Hinweise und Informationen zu Besonderheiten,
die fiir die abzuschiebende Person bei der Vorbereitung
und Durchfiihrung der Abschiebung zu beachten sind
(z. B. arztliche Begleitung, Sicherheitsbegleitung, medizi-
nische Hilfsmittel etc.),

— Kosteniibernahmezusage (nur bei Amtshilfeersuchen ei-
nes anderen Bundeslandes) und

— Anlaufbescheinigung fiir den Fall des Scheiterns der Maf-
nahme.

Bei Abschiebungen aus der Abschiebungshaft oder Straf-
haft:

— Haftbeschluss (zweifach),

— ggf. Beschluss der Staatsanwaltschaft geméaf § 456 a StPO
zur vorzeitigen Haftentlassung (zweifach).

Die LAB NI wertet die im Abschiebungsersuchen der Aus-
linderbehorde mitgeteilten Erkenntnisse fir die Entscheidung
iiber die Notwendigkeit einer Begleitung ins Ausland aus.

Bei Abschiebungen von EU-Staatsangehorigen oder Dritt-
staatsangehorigen in einen anderen EU-Mitgliedstaat (EU-MS)
leitet die LAB NI die Benachrichtigung tiber die geplante Ab-
schiebung an die zustdndige Behorde des EU-MS weiter.

Wenn eine Begleitung bis in das Herkunftsland unter Si-
cherheitsaspekten oder wegen vorliegender Erkrankungen er-
forderlich ist, stellt die LAB NI diese sicher, wozu auch die
Erstellung der Begleitpapiere zdhlt, und tibersendet der Bun-
despolizei die nach den Bestimmungen der Best.-Riick Luft er-
forderlichen Unterlagen.

Soll eine zuriickzufiihrende Person aus der Strathaft heraus
abgeschoben werden, veranlasst bei Bedarf die LAB NI zur
Durchfiihrung der Abschiebung tiber die Justizvollzugsver-
waltungen grundsitzlich eine Verlegung in eine dem Abflug-
hafen nahegelegene niedersidchsische Strafthaftanstalt, soweit
dort ausreichende Kapazitdten vorhanden sind.

1161



Nds. MBL. Nr. 26/2021

6.2 Abschiebungen auf dem Landweg im Dublin-Verfahren

Bei Abschiebungen im Dublin-Verfahren (Uberstellungen)
auf dem Landweg ist ein entsprechendes Ersuchen an die LAB
NI zu richten.

6.3 Bescheinigung tiber die Einleitung der Abschiebung

Sobald ein Abschiebungsersuchen an die LAB NI gerichtet
ist, kann der ausreisepflichtigen Person eine Bescheinigung
iber die Einleitung der Abschiebung nach anliegendem Mus-
ter (Anlage 2) ausgehdndigt werden, es sei denn, die Duldung
ist bis zum Tag der Abschiebung giiltig oder mit einer aufls-
senden Bedingung versehen.

6.4 Gescheiterte Abschiebung

Ist eine Abschiebung gescheitert, weil die ausreisepflichtige
Person bei der Mafinahme nicht angetroffen wurde, hat die
zustdndige Ausldnderbehoérde geméfs § 50 Abs. 6 AufenthG
eine Ausschreibung zur Festnahme in den polizeilichen Fahn-
dungsregistern zu veranlassen.

7. Beantragung von Abschiebungshaft

Abschiebungen sollen grundsatzlich aus der Freiheit heraus
stattfinden. Die mit der Anordnung von Abschiebungshaft
verbundene Freiheitsentziehung ist immer letztes Mittel zur
Durchsetzung der Ausreiseverpflichtung.

In Fallen, in denen sich die Ausldnderin oder der Auslédnder
in Strathaft befindet, ist die Ausldnderbehoérde gemafs § 59
Abs. 5 AufenthG gehalten, die Abschiebung aus der Strathaft
durchzufiithren. Es ist daher zwingend erforderlich, rechtzei-
tig die vorbereitenden Mafinahmen, insbesondere die Kldrung
der Identitdat und die Passersatzpapierbeschaffung, fir die Ab-
schiebung einzuleiten. Sicherungshaft kann ausnahmsweise
im Anschluss an die Strathaft oder Untersuchungshaft nach
Mafigabe des § 62 Abs. 3 Satz 1 AufenthG angeordnet werden.
Das Ende der Strathaft muss feststehen, da die Abschiebungs-
haft nicht auf Vorrat angeordnet werden darf. Voraussetzung
ist jedoch, dass die Abschiebung aus von der Auslédnderbe-
hérde nicht zu vertretenden Griinden (z. B. wegen fehlender
Flugverbindungen) ausnahmsweise nicht bis zum Ende der
Strafhaft durchgefiihrt werden kann.

Gemif § 62 AufenthG ist die Inhaftierung von Ausldnde-
rinnen und Ausldndern zur Vorbereitung einer Ausweisung
(Vorbereitungshaft) oder Sicherstellung der Abschiebung
(Sicherungshaft) zuléssig.

7.1 Vorbereitungshaft

Fir die Anordnung der Vorbereitungshaft (§ 62 Abs. 2
AufenthG) ist Voraussetzung, dass eine Ausweisungsverfii-
gung nach den §§ 53 ff. AufenthG oder eine Abschiebungsan-
ordnung nach § 58 a AufenthG erlassen werden soll, tiber die
nicht sofort entschieden werden kann, z. B. weil die erforder-
lichen Nachweise zur Stiitzung eines begriindeten Verdachts
auf Ausweisungsgriinde noch erbracht werden miissen. Die
beabsichtigte Ausweisung oder Abschiebungsanordnung muss
hinreichend sicher und innerhalb eines Zeitraumes von sechs
Wochen zu erwarten sein. Die Beantragung und Anordnung
von Vorbereitungshaft erfordert stets eine individuelle Pro-
gnose, dass die Ausldnderin oder der Ausldander die Abschie-
bung wesentlich erschweren oder vereiteln wird. Im Haftan-
trag sind die hierfiir mafigebenden konkreten Umstidnde anzu-
geben. Nach Nummer 62.1.1 der Allgemeinen Verwaltungs-
vorschrift zum AufenthG kann z. B. die unmittelbar bevorste-
hende Entlassung aus der Untersuchungshaft Anlass fir die
Beantragung von Vorbereitungshaft geben.

7.2 Sicherungshaft
Zwingende Voraussetzung fiir die Anordnung von Siche-
rungshaft (§ 62 Abs. 3 AufenthG) ist, dass
— die Ausreisepflicht geméaf} § 58 Abs. 2 AufenthG vollzieh-
bar ist,
— eine Ausreisefrist nicht gewéhrt wurde oder abgelaufen ist,

— die freiwillige Erfiillung der Ausreisepflicht nicht gesi-
chert ist oder aus Griinden der 6ffentlichen Sicherheit und
Ordnung eine Uberwachung der Ausreise erforderlich er-
scheint,
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— die Abschiebung moglich ist, d. h. es diirfen insbesondere
keine zielstaatsbezogenen Abschiebungshindernisse oder
inlandsbezogenen Vollstreckungshindernisse entgegenste-
hen,

— das Vorliegen einer der in § 62 Abs. 3 Satz 1 AufenthG ge-
nannten Haftgriinde bezogen auf den Einzelfall konkret
dargelegt wird,

— der Zweck der Sicherungshaft nicht durch ein milderes,
ebenfalls ausreichendes Mittel erreicht werden kann,

— der oder dem Bevollméchtigten der oder des Ausreise-
pflichtigen oder, soweit die oder der Ausreisepflichtige
keine Bevollmichtigte oder keinen Bevollméchtigten be-
nannt hat, ihr oder ihm eine Riickkehrentscheidung (z. B.
Bescheid des BAMF) in einer ihr oder ihm verstdndlichen
Sprache zugestellt oder bekanntgegeben wurde und

— konkrete Anhaltspunkte benannt werden konnen, dass eine
Abschiebung auch tatsdchlich innerhalb der beantragten
Haftzeit vorhersehbar vollzogen werden kann (siehe auch
BGH, Beschluss vom 15. 11. 2012 — V ZB 119/12).

Sicherungshaft darf nicht beantragt werden, wenn feststeht,
dass die Abschiebung aus Griinden, die die Ausldnderin oder
der Ausldnder nicht zu vertreten hat, innerhalb der nédchsten
drei Monate nicht durchgefiihrt werden kann (§ 62 Abs. 3
Satz 3 AufenthG). Es ist nachvollziehbar darzulegen, welche
Zeitdauer beispielsweise eine Pass- oder Passersatzbeschaffung,
die organisatorische Abwicklung, die Flugbuchung oder die
erforderliche Durchfiihrung eines Riickiibernahmeverfahrens
voraussichtlich in Anspruch nehmen wird und weshalb die-
ses auch fiir den konkreten Fall zutrifft.

7.3 Einstweilige richterliche Anordnung zur vorldufigen Frei-
heitsentziehung

Bei Gefahr im Verzug ist zum Zweck der Vorfithrung der
oder des Ausreisepflichtigen zur richterlichen Anhérung zur
Anordnung der Sicherungshaft vorher eine einstweilige rich-
terliche Anordnung zur vorldufigen Freiheitsentziehung gemaf}
§ 427 FamFG zu beantragen. Es miissen konkrete Anhalts-
punkte dafiir vorliegen, dass die Ausldnderin oder der Ausldn-
der sich der Festnahme und insbesondere bereits der Anho-
rung entziehen wird. Mit einer richterlichen Anordnung zur
vorldufigen Freiheitsentziehung ist eine Ingewahrsamnahme
der Ausldnderin oder des Ausldnders zum Zweck der richter-
lichen Anhérung vor Anordnung der Abschiebungshaft zulés-
sig. Ein Haftantrag muss bereits zum Zeitpunkt der Beantra-
gung einer einstweiligen Anordnung zur vorldufigen Frei-
heitsentziehung der anordnenden Richterin oder dem anord-
nenden Richter vorgelegt werden. Eine richterliche Anord-
nung zur vorldufigen Freiheitsentziehung ist dann entbehr-
lich, wenn die Inhaftnahme nicht planbar, der Aufenthalt der
oder des Ausreisepflichtigen unbekannt oder sie oder er in
den polizeilichen Fahndungsregistern zur Festnahme ausge-
schrieben ist und die Voraussetzungen des § 62 Abs. 5 AufenthG
erftllt sind.

7.4 Haftantrag

Im Haftantrag sind konkrete Angaben zum Verlauf des Ver-
fahrens und zu dem Zeitraum, in welchem die einzelnen
Schritte unter normalen Bedingungen durchlaufen werden
konnen, erforderlich, damit das Gericht in die Lage versetzt
wird, eine eigene Prognoseentscheidung zu treffen. Eine der-
artige Prognose hat auch dann zu erfolgen, wenn die oder der
Betroffene eine ihr oder ihm obliegende Mitwirkung verwei-
gert hat. Liegt eine schuldhafte Mitwirkungsverweigerung
vor, ist in die Prognose einzustellen, wie das weitere Verfah-
ren bei einer pflichtgeméaflen Mitwirkung der oder des Betrof-
fenen tiblicherweise abgelaufen wire. Verbleibt dann im Er-
gebnis der Prognose eine Ungewissheit, geht diese bei der erst-
maligen Anordnung der Haft fiir drei Monate zu Lasten der
oder des Betroffenen (BGH, Beschluss vom 1. 3. 2012 — V ZB
206/11).

Jeder Antrag auf Anordnung von Sicherungshaft nach § 62
Abs. 3 AufenthG (Hauptsacheantrag) sollte zusitzlich mit ei-
nem bedingten Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anord-
nung nach § 427 FamFG fir die Zeitdauer der Beibringung
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weiterer notwendiger Unterlagen durch die Ausldnderbehor-
de verbunden werden. Damit wird erméglicht, dass in Fallen,
in denen das Amtsgericht fiir eine Entscheidung in der Haupt-
sache weitere Unterlagen benoétigt, diese nachgereicht werden
konnen, ohne dass eine Entlassung der oder des Betroffenen
in die Freiheit notwendig wird.

Grundsitzlich ist im Rahmen der Beantragung von Siche-
rungshaft mit dem Haftantrag der formliche Zustellnachweis
des ablehnenden BAMF-Bescheides vorzulegen. In den Féllen,
in denen das BAMF der Auslinderbehoérde keinen Zustell-
nachweis tbermittelt, der Ausldnderbehorde aber mitgeteilt
hat, dass eine ordnungsgeméfie Zustellung erfolgt ist, ist diese
Mitteilung ebenso ausreichend wie die Tatsache, dass gegen
den Bescheid des BAMF Klage erhoben wurde. Dartiber hin-
aus gilt auch der durch Unterschrift bestatigte Empfang des
Bescheides in einer Sammelunterkunft als ausreichender
Nachweis.

Im Haftantrag ist ein konkretes Datum fiir das voraussichtli-
che Haftende zu nennen. Die Angabe eines Zeitraumes, bei-
spielsweise Antrag fiir die Dauer von drei Wochen, ist zu
unbestimmt. Es ist konkret einzelfallbezogen darzulegen, wel-
chen Zeitraum beispielsweise eine Pass- oder Passersatzbe-
schaffung, die organisatorische Abwicklung, die Flugbuchung
oder die erforderliche Durchfithrung eines Riickiibernahme-
verfahrens voraussichtlich in Anspruch nehmen wird. Na-
mentlich sind konkrete Angaben zum Verlauf des Verfahrens
und zu dem Zeitraum, in welchem die einzelnen Schritte im
konkreten Einzelfall durchlaufen werden kénnen, erforder-
lich, damit das Gericht in die Lage versetzt wird, eine eigene
Prognoseentscheidung zu treffen. Erganzend kann auf gene-
relle Erfahrungswerte hingewiesen werden, um die Annah-
men im konkreten Einzelfall zu untermauern (BGH, Beschluss
vom 30. 6. 2016 — V ZB 143/14). Beziiglich des Zeitrahmens
fiir die Organisation der Riickfithrung im konkreten Einzelfall
konnen die Informationen jeweils beim LKA, fir die Passer-
satzpapierbeschaffung bei der LAB NI abgerufen werden.

Eine konkrete individuelle Gelingensprognose in Bezug auf
den Vollzug der Abschiebung hat auch dann zu erfolgen,
wenn die oder der Betroffene eine ihr oder ihm obliegende
Mitwirkung verweigert hat. Liegt eine schuldhafte Mitwir-
kungsverweigerung vor, ist diese konkret darzulegen, und es
ist in die Prognose einzustellen, wie das Verfahren bei einer
pflichtgemédflen Mitwirkung der oder des Betroffenen tibli-
cherweise abgelaufen wiére. Verbleibt dann im Ergebnis der
Gelingensprognose eine Ungewissheit, geht diese bei der erst-
maligen Anordnung der Haft fir drei Monate zu Lasten der
oder des Betroffenen (BGH, Beschluss vom 1. 3. 2012 — V ZB
206/11). Universell einsetzbare Leerformeln tiber die Durch-
fithrbarkeit der Abschiebung sind nicht ausreichend.

Der Haftantrag ist der betroffenen Person rechtzeitig vor ih-
rer Anhorung in Kopie auszuhdndigen und spétestens im
Rahmen der Anhorung zu tbersetzen (BGH, Beschluss vom
21.7.2011 — V ZB 141/11). In Abstimmung mit den Gerich-
ten veranlassen die Ausldnderbehérden die Vorfithrungen so
rechtzeitig, dass vor der Anhérung der Haftantrag ausgehén-
digt und durch die fiir die Anhorung regelmifig hinzuzuzie-
henden Dolmetscher tibersetzt werden kann.

Bei der Beantragung einer Verldngerung der Abschiebungs-
haft soll die Akte der Ausldnderin oder des Auslédnders vorge-
legt werden. Fir die Zulédssigkeit des Antrags gelten die
Voraussetzungen fiir die erstmalige Anordnung nach § 425
Abs. 3 und § 417 Abs. 2 FamFG entsprechend. Es ist auszu-
fithren, dass die mafigeblichen Griinde, die zur Anordnung
der Haft gefiihrt haben, weiterhin vorliegen und zusitzlich
die Voraussetzungen fiir eine Verldngerung gegeben sind. Im
Verldngerungsantrag ist deshalb darzustellen,

— welche Mafinahmen bisher zur Vorbereitung der Abschie-
bung getroffen wurden (mit Datum und konkreter Bezeich-
nung),

— aus welchen Griinden die Abschiebung wihrend der bis-
herigen Haftdauer nicht moglich war,

— wann mit der Abschiebung voraussichtlich zu rechnen ist
und

— weshalb die Verldngerung der Haft noch verhéltnismafig ist.

Die Ausldnderbehérde hat von Amts wegen in regelmafi-
gen Abstdnden zu priifen, ob die rechtlichen Voraussetzungen
der Abschiebungshaft noch vorliegen, und dieses in den Ak-
ten zu vermerken. Der Vollzug der Abschiebungshaft ist von
der Ausldnderbehorde unverziiglich bis zu einer Woche aus-
zusetzen (§ 424 Abs. 1 Satz 3 FamFG) und die Authebung der
Freiheitsentziehung unverziiglich zu beantragen, wenn die
fir deren Anordnung mafigebenden Griinde entfallen sind
(§ 426 Abs. 2 FamFG). Dazu zdhlen beispielsweise der nach-
tragliche Wegfall des Haftgrundes, der Wegfall der vollziehba-
ren Ausreisepflicht oder die ldangerfristige oder dauerhafte
Unmoglichkeit der Abschiebung.

7.5 Fortbestehen der Haftanordnung bei Scheitern der Ab-
schiebung

Nach § 62 Abs. 4 a AufenthG bleibt fiir den Fall, dass die
Abschiebung gescheitert ist, die Anordnung der Sicherungs-
haft bis zum Ablauf der Anordnungsfrist unbertihrt, sofern
die Voraussetzungen fiir die Haftanordnung unverdndert fort-
bestehen. Dies gilt auch, wenn die Ausldnderin oder der Aus-
lander das Scheitern der Maflnahme nicht zu vertreten hat.

7.6 Abschiebungshaftvollzug

Fiir den Vollzug der Abschiebungshaft ist in Niedersachsen
die Abteilung Langenhagen der Justizvollzugsanstalt Hanno-
ver eingerichtet. Unbegleitete Minderjdhrige, Schwangere, Fa-
milien oder alleinerziehende Elternteile mit minderjahrigen
Kindern sind grundsitzlich nicht in Abschiebungshaft zu
nehmen. Eine besonders sorgfiltige Priifung ist bei lebensilte-
ren, behinderten oder schwer erkrankten Menschen vorzu-
nehmen.

Sofern der Ausldnderbehorde vor einer Haftantragsstellung
Anhaltspunkte fiir eine mogliche Haftunfihigkeit bekannt
sind, ist vor der Stellung des Haftantrags zunéchst eine Haftfa-
higkeitsuntersuchung in die Wege zu leiten. Die erforderliche
arztliche Untersuchung zur Feststellung der Haftfdhigkeit er-
folgt von einer Arztin oder einem Arzt mit entsprechender
Qualifizierung. Die Ausldnderbehérde stellt sicher, dass zu
den Untersuchungen und Uberpriifungen im Bedarfsfall
Sprachmittlerinnen oder Sprachmittler mit Kenntnissen der
Herkunftssprache der zu untersuchenden Person hinzugezo-
gen werden.

Kommt die oder der Betroffene einer schriftlicher Aufforde-
rung, sich innerhalb einer angemessenen Frist drztlich unter-
suchen zu lassen, nicht nach, so kann von einer Haftfihig-
keitsuntersuchung vor Stellung eines Haftantrags abgesehen
werden; sie oder er ist hierauf schriftlich hinzuweisen.

Liegen Hinweise fiir eine gesundheitliche Beeintrachtigung
vor, die nicht zur Haftunfahigkeit, einem zielstaatsbezogenen
Abschiebungshindernis oder inlandsbezogenen Vollstreckungs-
hindernis fiithren, ist der medizinische Dienst der Gewahr-
samseinrichtung fiir Ausreisepflichtige davon zu unterrichten.

7.7 Ausreisegewahrsam

Ausreisegewahrsam kann unabhéngig von den Vorausset-
zungen der Sicherungshaft nach § 62 Abs. 3 AufenthG, insbe-
sondere unabhédngig vom Vorliegen der Fluchtgefahr, nach
den Vorgaben des § 62 b AufenthG fiir maximal 10 Tage bean-
tragt werden.

Fir die Anordnung des Ausreisegewahrsams miissen nach
§ 62 b Abs. 1 AufenthG drei Voraussetzungen kumulativ vor-
liegen:
a) Die Ausreisefrist muss abgelaufen sein. Die nicht rechtzei-
tige Ausreise muss dabei von der Auslidnderin oder dem
Auslédnder zu vertreten gewesen sein.

b) Es muss feststehen, dass die Abschiebung innerhalb der
Zehn-Tages-Frist durchgefithrt werden kann. (Das ist z. B.
der Fall, wenn zum Zeitpunkt des Haftantrages angenom-
men werden kann, dass das Reisedokument in dieser Frist
eintreffen oder vorliegen soll.)

¢) Die Ausldnderin oder der Ausldnder muss ein Verhalten
gezeigt haben, welches erwarten lédsst, dass sie oder er die
Abschiebung erschweren oder vereiteln wird. (Eine einma-
lige Verletzung dieser Pflichten reicht aus.)
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Das Gesetzt gibt fur die dritte Voraussetzung eine Reihe von
nicht abschliefenden Beispielen vor, bei denen vermutet
wird, dass die Ausldnderin oder der Ausldnder die Abschie-
bung erschweren oder vereiteln wird. Das ist u. a. der Fall,
wenn

— Mitwirkungspflichten verletzt wurden (allgemeine Passbe-
schaffungspflicht nach § 56 Abs. 1 AufenthV, besondere
Passbeschaffungspflicht nach § 60 b Abs. 2 ff. AufenthG,
Mitwirkungshandlungen i. S. von § 48 Abs. 3 AufenthG,
gesetzliche Mitwirkungshandlungen nach § 82 Abs. 5
AufenthG, Anordnungen nach § 82 Abs. 4 AufenthG),

— tiber die eigene Identitit oder Staatsangehorigkeit getduscht
wurde,

— eine Verurteilung wegen einer vorsitzlichen Straftat in
Deutschland zu Freiheitsstrafe oder Geldstrafe ab 51 Ta-
gessitzen vorliegt (mehrere Geldstrafen sind zu addieren)
oder

— die Ausreisefrist um mehr als 30 Tage tiberschritten wurde.

Nach § 62 b Abs. 1 Satz 2 AufenthG ist von der Anordnung
des Ausreisegewahrsams abzusehen, wenn die Ausldnderin
oder der Ausldnder glaubhaft macht oder wenn offensichtlich
ist, dass sie oder er sich der Abschiebung nicht entziehen will.

Die Entscheidung iiber die Anordnung des Ausreisegewahr-
sams steht im richterlichen Ermessen (,kann®). Im Antrag auf
Ausreisegewahrsam hat die Ausldnderbehérde deshalb nach-
vollziehbar darzulegen, welche Erwdgungen sie zur Antrag-
stellung bewogen haben (vgl. hierzu: BGH, Beschluss vom
20. 4.2018 — V ZB 226/17).

Bei der Austibung des Ermessens ist durch die beantragen-
de Behorde auch der UltimaRatio-Charakter des Ausreisege-
wahrsams zu berticksichtigen und der Antrag in dieser
Hinsicht zu begriinden (Kluth, in: Kluth/Heusch, BeckOK Aus-
landerrecht, 28. Edition, 01.01.2021, § 62 b AufenthG, Rand-
nummer 9).

Minderjdhrige und Familien mit Minderjahrigen diirfen
wegen der entsprechenden Geltung des § 62 Abs. 1 Satz 3
AufenthG nur in besonderen Ausnahmeféllen und nur so lan-
ge in Ausreisegewahrsam genommen werden, wie es unter ge-
botener besonderer Berticksichtigung des Kindeswohls ange-
messen ist.

Das Ausreisegewahrsam findet keine Anwendung auf die
Inhaftnahme zum Zwecke einer Dublin-Uberstellung.

Nach § 62 b Abs. 2 AufenthG muss das Ausreisegewahrsam
im Transitbereich eines Flughafens oder in einer Unterkunft,
von der aus die Ausreise der Ausldnderin oder des Ausldnders
ohne Zuriicklegen einer grofieren Entfernung zu einer Grenz-
tbergangsstelle moglich ist, vollzogen werden. Dadurch soll
auch wahrend des Gewahrsams die freiwillige Ausreise gefor-
dert werden (BT-Drs. 18/4097, S. 56).

Es reicht aus, wenn von dem angesteuerten Flughafen ne-
ben Direktfliigen auch Umsteigeflige buchbar sind. Nach den
Anwendungshinweisen des Bundesministeriums des Innern,
fiir Bau und Heimat zu § 62 b AufenthG (Stand Dezember 2019)
ist es ausdricklich zulédssig, wenn lediglich Umsteigeverbin-
dungen, z. B. tber Frankfurt oder Minchen, aber auch tiber
auslandische Flughéfen, existieren.

Die Hafteinrichtung in Langenhagen erfiillt die vorgenann-
ten Voraussetzungen.
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Ein begleitetes Verlassen der Unterkunft zur Fahrt zum
Flughafen oder zur Grenziibergangstelle ist auf Anforderung
der Ausldanderin oder des Auslidnders durchzufithren, wenn
die Ausldnderin der Ausldnder glaubhaft macht, sie oder er
beabsichtige ein unmittelbares Erfiillen der Ausreisepflicht.

Die hierfiir erforderlichen Begleitungsablédufe, insbesondere
die Verbringung von der Haft zum Flughafen und ggf. die not-
wendige Begleitung von Umstiegen an innerdeutschen Flug-
hifen aufgrund mangelnder Direktverbindungen, miissten mit
den Verwaltungsvollzugseinheiten der LAB NI sowie der Bun-
despolizei abgesprochen werden.

Ein Festhalten der Ausldnderin oder des Ausldnders ohne
richterlichen Beschluss ist nach § 62 b Abs. 4 AufenthG ebenso
wie im Abschiebungshaftrecht maoglich.

8. Kostenregelung

Alle im Zusammenhang mit der Identitdtsklarung, Passer-
satzpapierbeschaffung, Inhaftierung zur Durchsetzung der Aus-
reisepflicht, Abschiebung und Zurtickschiebung bei den betei-
ligten Behorden entstehenden Kosten sind der LAB NI mitzu-
teilen. Die LAB NI erstellt die Kostenbescheide und stellt diese
der Kostenschuldnerin oder dem Kostenschuldner zu. Sie ist
auch zustindig fiir die Anordnung von Sicherheitsleistungen.

9. Statistik

Die LAB NI erstellt monatlich eine Statistik tiber die einge-
gangenen Abschiebungsersuchen sowie den Vollzug von Ab-
schiebungen und Uberstellungen auf dem Luft- Land- und
Seeweg. In der Statistik sind die Zielldnder, Staatsangehorig-
keiten, Geschlechterzugehorigkeiten, Alter, Riickfithrungen
aus der Straf- oder Abschiebungshaft sowie erforderliche Si-
cherheits- und éarztliche Begleitung zu erfassen. Zudem fiihrt
die LAB NI eine Statistik iiber die Griinde des Scheiterns von
Ruckfithrungen. Die Statistiken tibermittelt die LAB NI dem
MI auf elektronischem Wege.

Griinde, die eine néchtliche Abholung in den unter Num-
mer 5.3 definierten nédchtlichen Abholzeiten erforderlich ge-
macht haben und die nicht durch die vorgegebenen Flugver-
bindungen sowie die erforderlichen Anreisezeiten bedingt
sind, sind gleichfalls zu dokumentieren.

Die Ausldnderbehoérden erfassen fortlaufend, welche Perso-
nen sich aus ihrem Zustdndigkeitsbereich in Straf- Abschie-
bungs- und Untersuchungshaft befinden.

Dariiber hinaus dokumentieren die Ausldnderbehérden in
Abschiebungshaftverfahren den Ausgang des Verfahrens ein-
schliefllich der im Verfahren ergangenen richterlichen Be-
schliisse in moglichen Beschwerdeverfahren.

10. Schlusshestimmungen

Dieser RdErl. tritt am 7. 7. 2021 in Kraft und mit Ablauf des
31. 12. 2026 aufler Kraft. Die Bezugserlasse zu b, ¢, d und e
treten mit Ablauf des 6. 7. 2021 aufler Kraft.

An

die Landkreise, kreisfreien Stadte, grofen selbstindigen Stddte, Region
Hannover, Landeshauptstadt Hannover und Stadt Gottingen — Aus-
ldnderbehorden —

die Landesaufnahmebehorde Niedersachsen

das Landespolizeiprasidium

das Landeskriminalamt Niedersachsen

— Nds. MBI. Nr. 26/2021 S. 1158
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Anlage 1
Landkreis/Stadt/Region
(Auslinderbehorde)

Kopfbogen der Ausldnderbehorde

An
Landesaufnahmebehorde Niedersachsen

Thr Zeichen, Thre Nachricht vom Mein Zeichen (Bei Antwort angeben) Tel. Nr. Ort, Datum

Abschiebungs-/Zuriickschiebungsersuchen/Uberstellung im DU-Verfahren

Die u. g. Ausldnderin/der u. g. Ausldnder ist vollziehbar zur Ausreise verpflichtet.
Name:

Vorname:

Geschlecht:

Geburtsdatum:

Geburtsort:

AZR-Nr.:

Staatsangehorigkeit:

Meldeadresse:

ggf abweichender Aufenthaltsort:

JVA:

Familienangehorige: (bitte Familienangehorige nachstehend auffithren)

Es wird gebeten, die Abschiebung/Uberstellung nach durchzufthren.
Die Mafinahme kann ab sofort/mit einem Vorlauf von Wochen eingeleitet werden.

Zum Zweck der Abschiebung tibersende ich folgende Unterlagen:

Ausreiseaufforderung und Abschiebungsandrohung (z. B. Bescheid des Bundesamtes) oder Ausweisungsverfiigung (jeweils
zweifach)

vorhandene ID-Papiere:

(Art, Nummer, Giiltigkeit:)

Riickiibernahmezusagen

drztliche Bescheinigungen zur Feststellung der Reisefdhigkeit
Medikamentenliste

Anlagen 1.1 aund 1.1 b der Best.- Riick Luft (einfach)

sonstige Hinweise und Informationen zu Besonderheiten, die firr die abzuschiebende Person bei der Vorbereitung und Durch-
fithrung der Abschiebung zu beachten sind (drztliche Begleitung, Sicherheitsbegleitung, medizinische Hilfsmittel, etc.)

Wenn ja, ndhere Angaben:

I I B

Kostentibernahmeerkldrung bei Amtshilfeersuchen durch andere Bundesldander
Haftbeschluss

ggf. Beschluss der Staatsanwaltschaft, gemafl § 456 a StPO zur vorzeitigen Haftentlassung
Strafrechtliche Verurteilungen:

ooodn

Strafrechtliche Ermittlungsverfahren:

Freiwillige Riickkehr

Eine Beratung tiber die Vorteile einer freiwilligen Riickkehr und eine Information tiber ggf. in Betracht kommende Fordermoglich-
keiten sind erfolgt

0] Ja
[] Nein

Hartefallverfahren
Belehrung tiber die Moglichkeit der Anrufung der Hartefallkommission erfolgt

0] Ja
[] Nein
Ich bitte um telefonische Mitteilung des Abschiebungstermins.

Im Auftrage
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Anlage 2

Ausléanderbehorde Ort, Datum

Tel.:

Fax:

Az.:

Bescheinigung
far
Name
Vorname
Lichtbild

Geb. am in
Staatsangehdrigkeit:
PLZ/Wohnort: Siegel
StraBe/Haus Nr.:

Der / Die Obengenannte ist nicht im Besitz eines Ausweisdokumentes.
Die Ausreisefrist ist abgelaufen. Die Abschiebung ist eingeleitet.

Der Aufenthalt ist bis zur Ausreise gem. § 51 Abs. 6/ § 61 Abs. 1 des Aufenthaltsgesetzes
(AufenthG) raumlich auf

beschranki.
Die Verpflichtung, in

zu wohnen, bleibt bis dahin ebenfalls bestehen.

Jegliche Erwerbstétigkeit ist untersagt.

Diese Bescheinigung wird am Tage der Abschiebung, spatestens aber mit Ablauf des

ungultig.

Nach Ablauf der Gultigkeitsdauer sollte im Falle der polizeilichen Kontrolle Kontakt mit der
ausstellenden Auslanderbehdérde (s.0.) aufgenommen werden.

Der Nationalpass mitder Nr............ccoiiiiinnnnnn. ist dort hinterlegt. (*

Im Auftrage
(* ggf. streichen
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C. Finanzministerium

Niedersichsische Beihilfeverordnung (NBhVO);
Gebiihrenordnung fiir Arzte (GOA) —
Abrechnungsempfehlungen im Zusammenhang
mit der Bewiltigung der COVID-19-Pandemie

RdErl. d. MF v. 24. 6. 2021
— VD3-03540/01/005/01/A —

— VORIS 20444 —

Bezug: RdErl. v. 13. 5. 2020 (Nds. MBL. S. 546), zuletzt gedndert durch
RdExl. v. 18. 3. 2021 (Nds. MBL. S. 578)
— VORIS 20444 —

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 1. 7. 2021 wie folgt
gedndert:

1. In Nummer 3 der Tabelle der Anlage 1 wird das Datum
,30. 6. 2021 durch das Datum ,,30. 9. 2021“ ersetzt.

2. In den Nummern 1 und 2 der Tabelle der Anlage 2 wird je-
weils das Datum ,,30. 6. 2021“ durch das Datum ,,30. 9.
2021 ersetzt.

An die

Dienststellen der Landesverwaltung

Kommunen und der Aufsicht des Landes unterstehenden anderen
Koérperschaften, Anstalten und Stiftungen des offentlichen Rechts

— Nds. MBI. Nr. 26/2021 S. 1167

Niedersichsische Beihilfeverordnung (NBhVO);
Gebiihrenordnung fiir Zahnirzte (GOZ) —
Beschliisse des Beratungsforums
fiir Gebithrenordnungsfragen

RdErl. d. MF v. 24. 6. 2021
— VD3-03540/01/005/01/Z/1 —

— VORIS 20444 —

Bezug: RdErl. v. 4. 7. 2017 (Nds. MBL. S. 883), zuletzt gedndert durch
RdErl. v. 18. 3. 2021 (Nds. MBL. S. 579)
— VORIS 20444 —

Die Anlage des Bezugserlasses wird mit Wirkung vom 1. 7.
2021 wie folgt gedndert:

Der Tabelle wird die in der Anlage abgedruckte Nummer 40
angefiigt.

An die

Dienststellen der Landesverwaltung

Kommunen und der Aufsicht des Landes unterstehenden anderen
Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts

— Nds. MBI Nr. 26/2021 S. 1167

Anlage
Nummer | Beratungs- Beschluss
gegenstand
,40 Corona-Hygiene- | Zur Abgeltung der aufgrund
Pauschale der COVID-19-Pandemie

immer noch bestehenden
erhohten Aufwéinde fir
Schutzkleidung etc. kann
die Zahnérztin oder der
Zahnarzt vom 1. 7. 2021
befristet bis zum 30. 9. 2021
fir alle in diesem Zeitraum
durchgefiihrten Behandlun-
gen die GOZ-Nr. 3010 analog
zum Einfachsatz, je Sitzung,
zum Ansatz bringen. Auf der
Rechnung ist die GOZ-Nr.
mit der Erlduterung ,3010
analog — erhohter Hygiene-
aufwand’ zu versehen. Dem
entsprechend kann ein
erhohter Hygieneaufwand
dann jedoch nicht zeitgleich
ein Kriterium bei der Faktor-
steigerung nach § 5 Abs. 2
GOZ darstellen.”
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E. Ministerium fiir Wissenschaft und Kultur

Richtlinie iiber die Gewihrung von Billigkeitsleistungen
zur Unterstiitzung von durch die COVID-19-Pandemie
in Liquiditatsengpésse geratene Einrichtungen
im Kulturbereich
(Corona-Sonderprogramm II fiir Kultureinrichtungen
und Kulturvereine)

RdErl. d. MWK v. 24. 6. 2021 — 32-57005-10 —
— VORIS 22000 —

1. Zweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Land gewdhrt Mittel als Billigkeitsleistungen i. S.
des § 53 LHO nach Mafigabe des § 2 Abs. 1 Nr. 4i. V. m. § 3
Abs. 1 Satz 1 COVID-19-SVG und nach Mafigabe dieser Richt-
linie und der allgemeinen haushaltsrechtlichen Bestimmun-
gen. Die Billigkeitsleistungen werden Kultureinrichtungen und
Kulturvereinen gewdhrt, die infolge der COVID-19-Pandemie
in eine existenzbedrohliche Wirtschaftslage und/oder in Liqui-
ditatsengpdsse geraten sind.

Eine Billigkeitsleistung nach dieser Richtlinie setzt deshalb
voraus, dass eine sachliche und zeitliche Kausalitdt zur COVID-
19-Pandemie und/oder zu der durch sie hervorgerufenen wirt-
schaftlichen Notlage besteht.

Ziel der Billigkeitsleistung ist es, den Bestand von Kultur-
einrichtungen und Kulturvereinen in Niedersachsen zu si-
chern, damit auch kiinftig ein vielfiltiges kulturelles Angebot
in der Flache vorgehalten werden kann.

Die Kultureinrichtungen und Kulturvereine in Niedersach-
sen hatten bereits durch die erste Schliefung im Frihjahr
2020 erhebliche finanzielle Einbuflen. Trotz der Offnung im
Sommer war unter den Bedingungen der Pandemie nur ein
eingeschrankter und damit oftmals unwirtschaftlicher Betrieb
moglich. Angesichts der Pandemieentwicklung wurden die
Kultureinrichtungen und Kulturvereine im November 2020
wieder geschlossen, sodass wiederum iiber mehrere Monate
keine Veranstaltungen durchgefithrt und damit keine Einnah-
men erwirtschaftet werden konnten. Auch nach der schritt-
weisen Wiedereroffnung im Friithjahr 2020 ist derzeit nur ein
Betrieb unter Pandemiebedingungen méglich. Aufgelaufene
finanzielle Verpflichtungen der Kultureinrichtungen kénnen
unter diesen Umstdnden oftmals nicht ausgeglichen werden.
Um die Kultureinrichtungen in dieser Situation zu unterstiit-
zen, hat die Landesregierung diese Richtlinie erlassen.

1.2 Die Billigkeitsleistung ergeht beihilfefrei.

1.3 Ein Rechtsanspruch des Antragstellers auf Gewdhrung der
Billigkeitsleistung besteht nicht. Die Billigkeitsleistung wird als
freiwillige Leistung gewdhrt. Die Bewilligungsstelle entschei-
det aufgrund ihres pflichtgeméfien Ermessens im Rahmen der
verfiigbaren Haushaltsmittel.

2. Gegenstand der Billigkeitsleistung

Mit den Leistungen sollen die aus der COVID-19-Pandemie
herzuleitenden wirtschaftlichen Folgen fiir Kultureinrichtun-
gen und Kulturvereine gemildert werden, um deren Existenz
auch weiterhin zu sichern.

3. Empfinger der Billigkeitsleistung

3.1 Empféanger der Billigkeitsleistungen sind Kultureinrich-
tungen und Kulturvereine mit Sitz in Niedersachsen, die iiber-
wiegend Zwecke der Forderung von Kunst und Kultur verfol-
gen, ein regelméBiges fiir die breite Offentlichkeit zugéngliches
Kulturangebot vorhalten, nicht ausschlieflich gewinnorien-
tiert arbeiten und deren tiberwiegende Tétigkeit Bestandteil
des Forderspektrums des MWK ist. Dazu gehoren z. B. Heimat-
vereine, Amateurtheater, Freilichtbtihnen, freie professionelle
Theater, nichtstaatliche Museen, soziokulturelle Einrichtun-
gen, Kunstvereine, Kunstschulen, Musikvereine, Musikschu-
len und Musikzentren.

Antragsberechtigt sind rechtsfihige juristische Personen
des privaten Rechts und Gesellschaften biirgerlichen Rechts.
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Einrichtungen mit kommunaler Beteiligung sind grundsétz-
lich antragsberechtigt.

Nicht antragsberechtigt sind Einrichtungen in Trégerschaft
des Bundes, des Landes und der Kommunen sowie Einrich-
tungen, die vom Land institutionell oder vertraglich gefordert
werden.

3.2 Von der Leistung ausgeschlossen sind Einrichtungen
und Vereine im Kulturbereich, bei denen bereits vor dem 16. 3.
2020 eine drohende Zahlungsunfihigkeit oder Uberschul-
dung bestand oder tiber deren Vermogen vor dem 16. 3. 2020
ein Insolvenzverfahren beantragt oder ertffnet worden ist.
Dasselbe gilt fiir Antragsteller, die vor dem 16. 3. 2020 zur Ab-
gabe der Vermogensauskunft nach § 802 ¢ ZPO oder § 284 AO
verpflichtet sind oder bei denen diese abgenommen wurde.

4. Besondere Antragsvoraussetzungen

Der Antragsteller muss versichern, dass er infolge der COVID-
19-Pandemie in eine existenzbedrohliche Wirtschaftslage und/
oder in einen Liquiditdtsengpass geraten ist. Dies setzt voraus,
dass

— die jeweilige Einrichtung bis zum 16. 3. 2020 nicht in wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten gewesen sein darf und

— die Einnahmen der Einrichtung voraussichtlich nicht aus-
reichen, um bestehende unvermeidbare Zahlungsverpflich-
tungen auszugleichen.

Der Zusammenhang der existenzbedrohlichen Wirtschafts-
lage und/oder des Liquiditdtsengpasses mit der COVID-19-
Pandemie ist vom Antragsteller im Rahmen des Antrags nach-
vollziehbar zu begriinden.

Der Antragsteller hat zudem zu versichern, dass die Mog-
lichkeiten der Kurzarbeit genutzt wurden, sofern die Einrich-
tung dafiir die Voraussetzungen erfiillt.

Einrichtungen mit kommunaler Beteiligung miissen nach-
vollziehbar darlegen, dass nur solche Ausgaben geltend ge-
macht werden, zu deren Deckung die Kommune aufgrund be-
stehender Vereinbarungen nicht verpflichtet ist.

5. Art und Umfang, Hohe der Billigkeitsleistungen
5.1 Die Billigkeitsleistung wird als nicht rtickzahlbare Leis-
tung gewdhrt.

5.2 Forderfihig sind insbesondere Ausgaben fiir unvermeid-
bare Zahlungsverpflichtungen (z. B. Personal, Betriebskosten,
Miete), aber auch Ausgaben, die durch kurzfristige Absagen
von Veranstaltungen entstehen.

Nicht forderfdhig sind Ausgaben fiir Investitionen. Spen-
denausfille oder Ausfille bei institutionellen Finanzierungs-
beitrdgen konnen ebenfalls nicht durch Billigkeitsleistungen
kompensiert werden.

5.3 Die Hohe der gewihrten Billigkeitsleistung wird aus
dem Saldo der Einnahmen (einschlie8lich der in Nummer 5.4
genannten Leistungen) und der Ausgaben fir unvermeidliche
Zahlungsverpflichtungen (vgl. Nummer 5.2) im Zeitraum vom
1. 11. 2020 bis zum 30. 6. 2021 abgeleitet.

5.4 Die Forderung betrdgt je Antragsteller maximal 50 000 EUR.

5.5 Eine Kombination von Billigkeitsleistungen aufgrund
dieser Richtlinie mit Unterstiitzungsprogrammen der EU, des
Bundes und des Landes im Zusammenhang mit der COVID-
19-Pandemie ist grundsétzlich zuldssig, soweit dadurch keine
Uberkompensation entsteht. Der Antragsteller ist verpflichtet,
die Billigkeitsleistung zuriickzuzahlen, soweit Billigkeitsleis-
tungen oder Zuschiisse anderer Finanzierungsgeber, Entscha-
digungsleistungen, Versicherungsleistungen und/oder andere
Férdermafinahmen einzeln und oder zusammen zu einer Uber-
kompensation fithren. Darlehen sind von einer Anrechnung
ausgenommen.

5.6 Die Billigkeitsleistung ist fiir Zwecke der Einrichtung
einzusetzen und kann im Fall unrichtiger Angaben zurtickge-
fordert werden.

6. Anweisungen zum Verfahren
6.1 Bewilligungsstelle ist der jeweils zustdndige Tréger der
regionalen Kulturforderung (Landschaften, Landschaftsverbédnde,
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Stiftung Braunschweigischer Kulturbesitz, Region Hannover,
Regionalverband Harz). Dieser fithrt die Férderung nach den
Voraussetzungen dieser Richtlinie in eigener Zustdndigkeit
durch. Die fur die Antragstellung und die Auszahlungsanfor-
derung erforderlichen Informationen werden auf den Internet-
seiten der Tréger der regionalen Kulturférderung bereitgestellt.

6.2 Antrdge sind bis zum Antragsstichtag 15. 9. 2021 bei der
jeweils zustandigen Bewilligungsstelle einzureichen.

6.3 Der Antragsteller wird darauf hingewiesen, dass eine
Prifung durch den LRH oder dessen Beauftragte sowie durch
das MWK oder dessen Beauftragte erfolgen konnen.

7. Schlussbestimmungen
Dieser RdErl. tritt am 1. 7.2021 in Kraft und mit Ablauf des
31. 3. 2022 aufder Kraft.

An

die Landschaften und Landschaftsverbande
die Stiftung Braunschweigischer Kulturbesitz
die Region Hannover

den Regionalverband Harz

— Nds. MBI. Nr. 26/2021 S. 1168

Amt fiir regionale Landesentwicklung Liineburg

Aufhebung der ,,Christa Dyballa Stiftung*

Bek. d. ArL Liineburg v. 8. 6. 2021
— LG.07-11741/254 —

Mit Schreiben vom 28. 4. 2021 hat das ArL Liineburg als
zustdndige Stiftungsbehorde gemifl § 3 NStiftG die Authe-
bung der ,,Christa Dyballa Stiftung” mit Sitz in Liineburg ge-
maf § 7 NStiftG i. V. m. den §§ 48, 49 und 50 BGB genehmigt.

Die letzte Anschrift der Stiftung lautet:

Christa Dyballa Stiftung
c¢/o Frau Barbara Kappes
Brombeerweg 26

21423 Winsen (Luhe).

— Nds. MBI. Nr. 26/2021 S. 1169

Amt fiir regionale Landesentwicklung Weser-Ems

Anerkennung der , Familienstiftung Neesen*

Bek. d. ArL Weser-Ems v. 3. 6. 2021
— 2.02-11741-05 (073) —

Mit Schreiben vom 3. 6. 2021 hat das ArL. Weser-Ems als
zustdndige Stiftungsbehorde geméaf § 3 NStiftG unter Zugrun-
delegung des Stiftungsgeschafts mit Satzung vom 5. 5. 2021
die ,,Familienstiftung Neesen“ mit Sitz in der Stadt Haseltinne
gemdf § 80 BGB als rechtsfahig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die Férderung behinderter Menschen
im weitesten Sinne, insbesondere die Unterbringung von be-
hinderten Menschen und die Beschaftigung behinderter Men-
schen durch Schaffung von Fortbildungs-, Arbeits- und Sport-
angeboten. Dartiber hinaus kann die Stiftung auch die Ausbil-
dung von Personen in der Behindertenbetreuung und -pflege
fordern.

Die Anschrift der Stiftung lautet:

Familienstiftung Neesen
Wagnerstrafle 28
49740 Haseltinne.

— Nds. MBI. Nr. 26/2021 S. 1169

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Hannover

Entscheidung nach dem BImSchG;
Offentliche Bekanntmachung
(AGRAVIS Raiffeisen AG, Isernhagen)

Bek. d. GAA Hannover v. 7. 7. 2021
— H 006173215/H 20-096 —

Das GAA Hannover hat der Firma AGRAVIS Raiffeisen AG,
Industrieweg 110, 48155 Miinster, mit der Entscheidung vom
20. 5. 2021 eine Genehmigung gemifd den §§ 4 und 10 BImSchG
erteilt.

Gegenstand des Verfahrens waren im Wesentlichen die fol-
genden Mafinahmen:

Errichtung und Betrieb eines Gefahrstofflagers in 30916 Isern-
hagen, Chromstrafie 19.

Der Bescheid enthélt Nebenbestimmungen, um die Erftillung
der Genehmigungsvoraussetzungen des § 6 BImSchG sicher-
zustellen.

Der vollstandige Bescheid kann in der Zeit vom 8. 7. bis ein-
schlieflich 21. 7. 2021 bei folgenden Stellen eingesehen wer-
den:

— Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Hannover, Foyer, Am List-
holze 74, 30177 Hannover,

montags bis donnerstags

in der Zeit von 8.00 bis 16.00 Uhr,

freitags in der Zeit von 8.00 bis 14.00 Uhr

und nach telefonischer Vereinbarung unter Tel. 0511 9096-0;
— Gemeinde Isernhagen, Bau- und Planungsamt (hier: Planungs-

abteilung), 30916 Isernhagen, Bothfelder Strafle 33, 3. OG,

Zimmer Nummer 312,

montags, dienstags

und freitags in der Zeit von

donnerstags in der Zeit von

8.30 bis 12.00 Uhr,
8.30 bis 12.00 Uhr und
14.00 bis 18.00 Uhr
und nach telefonischer Vereinbarung unter Tel. 0511 6153-
4610.

Vor dem Hintergrund der COVID-19-Pandemie ist eine
Einsichtnahme nur nach telefonischer Terminabsprache und
unter Beachtung der geltenden Schutzmafinahmen maéglich.

Gemif § 10 Abs. 7 und 8 BImSchG i. V. m. § 21 a der
9. BImSchV werden der verfiigende Teil des Bescheides und
die Rechtsbehelfsbelehrung als Anlage offentlich bekannt ge-
macht.

Die Zustellung des Bescheides an die Personen, die Einwen-
dungen erhoben haben, wird hiermit durch offentliche Bek.
ersetzt.

Diese Bek. und der vollstdndige Genehmigungsbescheid sind
auch im Internet unter http:/www.gewerbeaufsicht.nieder-
sachsen.de und dort tiber den Pfad ,Bekanntmachungen >
Hannover — Hildesheim“ einsehbar.

Es wird darauf hingewiesen, dass der Bescheid mit dem
Ende der Auslegungsfrist auch gegentiber Dritten, die keine
Einwendungen erhoben haben, als zugestellt gilt.

— Nds. MBI. Nr. 26/2021 S. 1169

Anlage

Genehmigung nach §§ 4 und 10
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)
fiir die Errichtung und den Betrieb eines Gefahrstofflagers
Genehmigung

I. Tenor

1. Gemaéfl § 4 Abs. 11i. V. m. §§ 6, 10 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG)i. V. m. § 1 Abs. 1 und der Nr. 9.3.1
(G) des Anhang 1i. V. m. Anhang 2, Nr. 8 und Nr. 30 der Ver-
ordnung tiber genehmigungsbedtirftige Anlagen (4. BImSchV)
wird der Fa. AGRAVIS Raiffeisen AG, Industrieweg 110, 48155
Miinster aufgrund ihres Antrages vom 8. 5. 2020 die Geneh-
migung zur Errichtung und zum Betrieb eines Gefahrstoffla-
gers erteilt.
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2. Gegenstand der Genehmigung
Die Genehmigung umfasst:
die Errichtung und den Betrieb eines Gefahrstofflagers mit folgenden Stoffen und Stoffgruppen:

Lager- | max. Lager- | Lagergut Gefahrenkategorie LGK
halle menge [t] TRGS 510
6 150 — Saatgutlagerung und Lagerung von Ammoniumnitrat und ammoniumnitrathaltige | 5.1 C
Artikeln des landwirtschaftlichen Zubereitungen, die gem. Anhang I Nr. 5
Bedarfs sowie ammoniumnitrathaltige | GefStoffV der Gruppe B zugeordnet sind
feste Diingemittel (CAS 6484-52-2)
— WGK 1

11 1400 — Flissige und feste, brennbare Entziindbarer fester oder fester 4.1B
und nicht brennbare Pflanzenschutz-, | desensibilisierender explosiver Stoff
Schidlingsbekdmpfungsmittel - — — -
sowie sonstige Agrarchemikalien Stoffe oder Gemische, die in Berithrung mit 4.3

— Flammpunkt > 60 °C Wasser entziindbare Gase entwickeln, Kat. 1

— WGK 3 Oxidierende Fliissigkeiten, Kat. 2 — 3 5.1B
od. oxidierende Feststoffe Kat. 2 — 3
Atzender/reizender Stoff 8 A/B
Gewassergefahrdend, Kat. akut 1 oder 10 — 13
chronisch 1
Gewassergefahrdend, Kat. Chronisch 2 10 — 13
Stoffe oder Gemische mit Gefahrenhinweis 10 — 13
EUHO014
Stoffe oder Gemische, die in Bertihrung mit 4.3
Wasser entziindbare Gase entwickeln, Kategorie 1
Stoffe 0. Gemische mit dem Gefahrenhinweis 10 — 13
EUHO029
Kaliumnitrat 5.1B
(CAS 7757-79-1)

12 1400 — Flussige und feste, brennbare Entziindbarer fester oder fester 41B
und nicht brennbare Pflanzenschutz-, | desensibilisierender explosiver Stoff
Schidlingsbekdmpfungsmittel - — — -
sowie sonstige Agrarchemikalien Stoffe oder Gemische, die in Berithrung mit 4.3

— Flammpunkt > 60 °C Wasser entziindbare Gase entwickeln, Kat. 1

— WGK3 Oxidierende Flissigkeiten, Kat. 2 — 3 5.1B
od. oxidierende Feststoffe Kat. 2 — 3
Atzender/reizender Stoff 8 A/B
Gewissergefahrdend, Kat. akut 1 oder 10 — 13
chronisch 1
Gewissergefahrdend, Kat. Chronisch 2 10 — 13
Stoffe oder Gemische mit Gefahrenhinweis 10 — 13
EUHO014
Stoffe oder Gemische, die in Bertihrung mit 4.3
Wasser entziindbare Gase entwickeln, Kategorie 1
Stoffe 0. Gemische mit dem Gefahrenhinweis 10 — 13
EUHO029
Kaliumnitrat 5.1B
(CAS 7757-79-1)

13 555 — Fliissige und feste, akut toxische Oxidierende Fliissigkeiten, Kat. 2 — 3 5.1B
Pflanzenschutz- und Schédlings- od. oxid. Feststoffe Kat. 2 — 3
bekdmpfungsmittel sowie sonstige -

Agrarchemikalien Akut toxisch, Kat. 1 6.1 A/B
— Flammpunkt < 60 °C Akut toxisch, Kat. 2 (alle Expositionswege) 6.1 A/B
— WGK 3
Kat. 3 (inhalativer Expositionsweg, 6.1C/D
oraler Expositionsweg), CMR-Stoffe
Spezifische Zielorgan.-Toxizitdt nach 6.1 C/D
einmaliger Exposition
Atzender/reizender Stoff 8 A/B
Gewdssergefahrdend 10 — 13
Stoffe oder Gemische mit Gefahrenhinweis 10 — 13
EUHO014
Stoffe 0. Gemische mit dem Gefahrenhinweis 10 — 13

EUHO029
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Lager- | max. Lager- | Lagergut Gefahrenkategorie LGK
halle menge [t] TRGS 510
14 555 — Fh'issi%e, brennbare Pflanzenschutz-, | Entziindbare Aerosole der Kat. 1 od. 2, die 2B
Schadlingsbekdampfungsmittel sowie | entziindbare Gase der Kat. 1 od. 2 od. entziind-
sonstige Agrarchemikalien, die als bare Fliissigkeiten der Kat. 1 enthalten
e o e A2 Entiindbare Flussigkeiten dor Kat. 1 —3, |8
(H224 — H226) andere Flussigkeiten mit Fp. < 60 °C, die auf
einer Temperatur oberhalb ihres Siedepunktes
— Druckgaskartuschen und Aerosol- gehalten werden
packungen (H222 — H223)
_ WCK 3 Entziindbare Fliissigkeiten der Kat. 2 oder 3 3
Oxidierende Fliissigkeiten, Kat. 2 — 3 5.1B
od. oxid. Feststoffe Kat. 2 — 3
Toxische und CMR-Stoffe 6.1A —
D
Atzender/reizender Stoff 8 A/B
Gewassergefahrdend 10 — 13
Stoffe oder Gemische mit Gefahrenhinweis 10 — 13
EUHO014
Stoffe 0. Gemische mit dem Gefahrenhinweis | 10 — 13
EUHO029
Standort der Anlage ist: Die im Anhang 1 ,Inhaltsverzeichnis“ im Einzelnen aufge-
Ort: 30916 Isernhagen fithrten Antragsunterlagen sind Bestandteil dieses Genehmi-
Strafle: Chromstrafe 19 gungsbescheides und liegen diesem zugrunde.
Glemarkung: Isernhagen 3. Konzentrationswirkung
Elﬁistu cke:  67/8, 67/9. 67/20. 69/3, 69/4, 71/3, 71/4, 72/12 Diese Genehmigung schliefit folgende Entscheidungen mit ein:

Die Struktur der immissionsschutzrechtlichen Gesamtanlage
mit den dazugehorigen Betriebseinheiten ergibt sich wie folgt:

Anlagen- Anlagen-Nr. Nr. nach max.
bezeichnung Anhang 1der | Kapazitat [t]
4. BImSchV
Gefahr- G 0001 9.3.1G
stofflager nach Nr. 8 150
Isernhagen Anh. 2
nachNr. 30 | 575
Anh. 2
Gesamt- 725
kapazitat
BE1 Lagerbereich 11
umweltgefdhrdende Stoffe und Gemische
BE 2 Lagerbereich 12
umweltgefdhrdende Stoffe und Gemische
BE 3 Lagerbereich 13
Toxische Stoffe und Gemische
BE 4 Lagerbereich 14
Entziindbare Stoffe und Gemische
BE 5 Lagerbereich in Lagerhalle 6,
Kommissionierung
BE 6 Verladebereich mit Umschlagfldachen
BE 7 CO,-Loschanlage/Heizungszentrale

Die max. Lagermenge an Pflanzenschutz- und Schéidlings-
bekdmpfungsmitteln sowie sonstigen Agrarchemikalien betrdgt
4 060 t. Davon unterliegen 725 t der zu lagernden Produkte der
Genehmigungspflicht nach der 4. BImSchV.

— die Baugenehmigung nach Niedersidchsischer Bauordnung
(NBauO),

— die Erlaubnis nach § 18 Abs. 1 der Betriebssicherheitsver-
ordnung.

Im Ubrigen ergeht diese Genehmigung unbeschadet der be-
hérdlichen Entscheidungen, die nach § 13 BImSchG nicht von
der Genehmigung eingeschlossen werden.

4. Abweichungen/Befreiungen/Ausnahmen

— Der Abweichung, dass fir die Entrauchung der Hallen mit
der Gasloschanlage nicht der in der IndBauRL geforderte
Luftvolumenstrom und auch keine automatische Auslésung
erfolgt, wird auf Grund der Funktion der Gasloschanlage
und den Begriindungen im Brandschutzkonzept gefolgt.

5. Kostenentscheidung

Die Kosten des Verfahrens sind von der Antragstellerin zu
tragen.

II. Nebenbestimmungen*)
III. Hinweise*)
IV. Begriindung*)
V. Kostenlastentscheidung*)
VI. Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe Widerspruch beim Staatlichen Gewerbeaufsichts-

amt Hannover, Am Listholze 74, 30177 Hannover, eingelegt
werden.

*) Hier nicht abgedruckt.
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Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Liineburg

Genehmigungsverfahren nach dem BImSchG;
Offentliche Bekanntmachung
(Liine Recycling GmbH & Co. KG, Melbeck)

Bek. d. GAA Liineburg v. 23. 6. 2021
— 4.1LG908016630/L.G18-046 —

Die Firma Liine Recycling GmbH & Co. KG, Am Alten Werk 54,
21406 Melbeck, hat mit Schreiben vom 7. 4. 2021 die Ertei-
lung einer Genehmigung fiir die wesentliche Anderung einer
Abfallbehandlungsanlage auf dem Grundstiick in 21406 Mel-
beck, Gemarkung Melbeck, Flur 2, Flurstiick 9/29, beantragt.

Gegenstand der Anderung sind folgende Mafinahmen:

— Behandeln von Abfillen durch Zerkleinern mittels Untha
300 c Schredder,

— Erhoéhung des Anlagendurchsatzes auf 60 000 t/a,

— Anpassung von Lagerkapazititen und Errichtung neuer
Lagerboxen auf dem Betriebsgeldnde,

— Umschlag spezifikationsgerechten EBS-Materials fur lau-
fende Notifizierungsverfahren in das européische Ausland,

— Erweiterung des Annahmekatalogs zum Umschlag teerfreier
Dachpappen (AVV17 03 02) und Agrar-/Silofolien (AVV
02 01 04).

Mit dem Betrieb der Anlage soll unmittelbar nach Vorlage
der Genehmigung und Abschluss der Errichtungsarbeiten be-
gonnen werden. Gleichzeitig wurde auch der vorzeitige Bau-
beginn fiir einzelne Bauarbeiten beantragt.

Die wesentlichen Anderungen der beantragten Anlage be-
diirfen der Genehmigung geméafl den §§ 10 und 16 BImSchG
i. V. m. § 1 sowie Nummer 8.11.2.3 des Anhangs 1 der
4. BImSchV. Es handelt sich dabei um eine Anlage gemafl Ar-
tikel 10 der Richtlinie 2010/75/EU des Europédischen Parla-
ments und des Rates vom 24. 11. 2010 iiber Industrieemissio-
nen (integrierte Vermeidung und Verminderung der Umwelt-
verschmutzung) — sog. Industrieemissions-Richtlinie — (ABI.
EUNr. L 334 S.17; 2012 Nr. L 158 S. 25).

Gemaf Nummer 8.1 der Anlage ZustVO-Umwelt-Arbeitsschutz
ist das GAA Liineburg die zustidndige Genehmigungsbehorde.

Das geplante Vorhaben wird hiermit gemafl § 10 Abs. 3
BImSchG offentlich bekannt gemacht.

Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung und die An-
tragsunterlagen nach § 4 der 9. BImSchV, liegen vom 14. 7.
bis zum 11. 8. 2021 bei den folgenden Stellen zu den angege-
benen Zeiten zur Einsichtnahme 6ffentlich aus:

— Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Liineburg, Auf der Hude 2,
21339 Liineburg, Zimmer 0.137, wihrend der Dienststunden,
montags bis donnerstags
in der Zeit von 8.00 bis 16.30 Uhr,
freitags in der Zeit von 8.00 bis 12.00 Uhr;

— Gemeinde Melbeck, Am Diemel 2, 21406 Melbeck, wiahrend
der Dienststunden,
montags, mittwochs
und freitags in der Zeit von
dienstags in der Zeit von

8.00 bis 12.00 Uhr,

8.00 bis 12.00 Uhr und
14.00 bis 16.00 Uhr,

8.00 bis 12.00 Uhr und
14.00 bis 18.30 Uhr.

Vor dem Hintergrund der COVID-19-Pandemie ist eine
Einsichtnahme in die Antragsunterlagen nur nach telefoni-
scher Terminabsprache unter der Tel. 04131 15-1400 beim
GAA Liineburg und der Tel. 04134 908-0 bei der Gemeinde
Melbeck sowie unter Beachtung der geltenden Schutzmaf-
nahmen méglich.

donnerstags in der Zeit von
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Diese Bek. ist auch im Internet unter http://www.gewerbe-
aufsicht.niedersachsen.de und dort tiber den Pfad ,Bekannt-
machungen > Liineburg — Celle — Cuxhaven® einsehbar.

Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben sind wahrend
der Einwendungsfrist, diese beginnt am 14. 7. 2021 und endet
mit Ablauf des 8. 9. 2021, schriftlich bei den genannten Aus-
legungsstellen geltend zu machen.

Mit Ablauf dieser Frist sind fir das Genehmigungsverfahren
alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen
privatrechtlichen Titeln beruhen (§ 10 Abs. 3 Satz 5 BImSchG).

Gemif § 12 Abs. 2 der 9. BImSchV sind die Einwendungen
der Antragstellerin und, soweit sie deren Aufgabenbereich be-
rithren, den nach § 11 der 9. BImSchV beteiligten Behoérden
bekannt zu geben. Es wird darauf hingewiesen, dass auf Ver-
langen der Einwenderin oder des Einwenders deren oder des-
sen Name und Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich
gemacht werden sollen, wenn diese zur ordnungsgeméfien
Durchfihrung des Genehmigungsverfahrens nicht erforder-
lich sind.

Nach Ablauf der Einwendungsfrist entscheidet die Geneh-
migungsbehorde nach Ermessen, ob ein Erdrterungstermin
durchgefthrt wird.

Findet der Erorterungstermin statt, werden die form- und frist-
gerecht erhobenen Einwendungen anlésslich dieses Termins am

Mittwoch, dem 29. 9. 2021, ab 10.00 Uhr,
im ADAC Fahrsicherheitszentrum Hansa,
ADAC-Strafe 1,

21409 Embsen,

erortert. Sollte die Erorterung am 29. 9. 2021 nicht abge-
schlossen werden konnen, wird sie an den darauffolgenden
Werktagen (ohne Samstag) zur gleichen Zeit am selben Ort
fortgesetzt.

Kann der Erorterungstermin wegen der geltenden Beschran-
kungen aufgrund der COVID-19-Pandemie nicht durchgefiihrt
werden, wird eine Online-Konsultation nach § 5 PlanSiG durch-
gefiihrt.

Der Erorterungstermin dient dazu, die rechtzeitig erhobe-
nen Einwendungen zu erértern, soweit dies fiir die Priiffung
der Genehmigungsvoraussetzungen nach dem BImSchG von
Bedeutung sein kann. Er soll denjenigen, die Einwendungen
erhoben haben, Gelegenheit geben, ihre Einwendungen zu er-
ldutern. Die Einwendungen werden auch dann erortert, wenn
die Antragstellerin oder der Antragsteller oder die Personen,
die Einwendungen erhoben haben, zu diesem Erorterungster-
min nicht erscheinen.

Einwendungen, die auf besonderen privatrechtlichen Titeln
beruhen, werden im Erorterungstermin nicht behandelt.

Findet ein Erorterungstermin nicht statt, so wird dies geson-
dert 6ffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Entscheidung gemaf}
§ 10 Abs. 7 und 8 BImSchG und § 21 a der 9. BImSchV o6ffent-
lich bekannt gemacht wird und die 6ffentliche Bek. die Zu-
stellung der Entscheidung ersetzen kann.

— Nds. MBI Nr. 26/2021 S. 1172
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Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg

Genehmigungsverfahren nach dem BImSchG;
Offentliche Bekanntmachung
(MKW Materialkreislauf- und
Kompostwirtschaft GmbH & Co. KG, Aurich)

Bek. d. GAA Oldenburg v. 25. 6. 2021
— 31.17-40211/1-8.12.1.1 GE —
— OL20-112-01 —

Die Firma MKW Materialkreislauf- und Kompostwirtschaft
GmbH & Co. KG, Hoheberger Weg 36, 26603 Aurich, hat mit
Schreiben vom 10. 7. 2020 die Erteilung einer Anderungsge-
nehmigung zur Nutzungsdnderung einer Halle zur Lagerung,
Behandlung und zum Umschlag von Abféllen, am Standort Holt-
meedeweg 6 in 26629 Grofiefehn, beantragt.

Die Anderung umfasst die Anderung des Annahmekatalogs
und die Erweiterung des Standortes auf folgende Lager- und
Behandlungsmengen:

— Die Lagermenge von gefihrlichen Abfillen wird sich von
49 t auf 10 550 t Gesamtlagerkapazitit erhéhen.

— Die Lagermenge von nicht gefihrlichen Abféllen wird sich
von > 100 t auf 11 200 t Gesamtlagerkapazitat erhohen.

— Die Behandlungskapazitdt der nicht gefihrlichen Abflle
wird sich auf 100 t/h erhohen.

Es bedarf der Genehmigung geméf den §§ 10 und 16 BImSchG.
Mit einer Tonnage der Gesamtlagerkapazitit der Halle mit
10 550 t gefdhrlicher Abfille fallt diese Anlage unter die Num-
mer 8.12.1.1 (G/E), mit einer Gesamtlagerkapazitdt nicht ge-
fahrlicher Abfélle mit 11 200 t unter 8.12.2 (V) und der Be-
handlung nicht gefdhrlicher Abfille unter 8.11.2.4 (V), des
Anhangs 1 der 4. BImSchV. Bei der Anlage gekennzeichnet
mit ,,E“ handelt es sich um eine Anlage gemaf} Artikel 10 der
Richtlinie 2010/75/EU des Europédischen Parlaments und des
Rates vom 24. 11. 2010 tber Industrieemissionen (integrierte
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung)
— sog. Industrieemissions-Richtlinie — (ABL. EU Nr. L 334
S.17;2012 Nr. L 158 S. 25), fiir die die BVT-Schlussfolgerung
,Abfallbehandlung” mafigeblich ist.

Die Durchfiihrung einer Umweltvertrédglichkeitsprifung oder
Vorpriifung war nicht erforderlich, da das Vorhaben in An-
lage 1 des UVPG nicht genannt ist. Es wird darauf aufmerk-
sam gemacht, dass diese Feststellung nicht selbstdndig ange-
fochten werden kann.

Gemaf Nummer 8.1 Buchst. b der Anlage ZustVO-Umwelt-
Arbeitsschutz ist das GAA Oldenburg die zustdndige Geneh-
migungsbehorde.

Das geplante Vorhaben wird hiermit gemafl § 10 Abs. 3
BImSchG offentlich bekannt gemacht.

Der Behorde liegen als Bestandteil der Antragsunterlagen
derzeit folgende entscheidungsrelevanten Berichte und Emp-
fehlungen vor:

— Brandschutzkonzept Ingenieure Braun GmbH, Nutzungs-
dnderung der Halle West am Standort EZ Groflefehn vom
27.5.2020,

— Gutachterliche Stellungnahme geméaf AwSV zur Nutzungs-
dnderung der Halle West am Standort Grofefehn, Nummer:
2020 wSG 002 vom 24. 6. 2020,

— Kurzstellungnahme zur storfallrechtlichen Einstufung der
geplanten Lagerung/Zwischenlagerung verschiedener ge-
fahrlicher Abfille in dem Entsorgungszentrum Groflefehn
der MKW vom 15. 6. 2020,

— Immissionsprognose Ausbreitungsrechnung nach TA Luft
zur Ermittlung der Immissionssituation im Umfeld des
Entsorgungszentrum Groflefehn nach Inbetriebnahme der
neuen Halle West (zukiinftige Nutzung), Berichtsnummer:
P20-018-1P/2020, vom 10. 7. 2020,

— Schall-Immissionsprognose zur Nutzungsidnderung der Halle
West des Entsorgungszentrums Grofiefehn der MKW GmbH
& Co. KG, ECO AKUSTIK Ingenieurbiiro fiir Schallschutz,
Nummer: ECO20065 vom 10. 7. 2020.

Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung und die Antrags-
unterlagen nach § 4 der 9. BlmSchV liegen vom 8. 7. bis zum
9. 8. 2021 bei den folgenden Stellen zu den angegebenen Zei-
ten zur Einsichtnahme offentlich aus:

— Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg, Theodor-Tant-
zen-Platz 8, 26122 Oldenburg (Oldenburg), Zimmer 433,
wihrend der Dienststunden,

montags bis donnerstags
in der Zeit von
freitags in der Zeit von

7.30 bis 16.00 Uhr,
7.30 bis 13.00 Uhr;

— Gemeinde Groﬁefehn, Kanalstrafle Stud 54, 26629 Grofle-
fehn, wiahrend der Offnungszeiten,

8.30 bis 12.30 Uhr und
14.00 bis 16.00 Uhr,

montags in der Zeit von

dienstags, mittwochs
und freitags in der Zeit von
donnerstags in der Zeit von

8.30 bis 12.30 Uhr,
8.30 bis 12.30 Uhr und
14.00 bis 18.00 Uhr
und dartiber hinaus wihrend der Dienststunden nach tele-
fonischer Terminabsprache.

Aufgrund aktuell moglicher Einschrankungen infolge der
COVID-19-Pandemie beim Betreten des Landesbehordenzen-
trums oder des Rathauses der Gemeinde Grof3efehn ist vorab
telefonisch ein Termin zur Einsichtnahme unter Tel. 0441
799-2419 (GAA Oldenburg) oder Tel. 04943 9200 (Gemeinde
Grofdefehn) zu vereinbaren.

Diese Bek. ist auch im Internet unter http:/www.gewerbe-
aufsicht.niedersachsen.de und dort tiber den Pfad ,Bekannt-
machungen > Oldenburg — Emden — Osnabriick” einsehbar.

Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben sind wahrend
der Einwendungsfrist, diese beginnt am 8. 7. 2021 und endet
mit Ablauf des 8. 9. 2021, schriftlich bei den genannten Aus-
legungsstellen geltend zu machen.

Mit Ablauf dieser Frist sind alle Einwendungen fur das
Genehmigungsverfahren ausgeschlossen, die nicht auf beson-
deren privatrechtlichen Titeln beruhen (§ 10 Abs. 3 Satz 5
BImSchG).

Gemifl § 12 Abs. 2 der 9. BImSchV sind die Einwendungen
der Antragstellerin und, soweit sie deren Aufgabenbereich be-
rithren, den nach § 11 der 9. BImSchV beteiligten Behorden
bekannt zu geben. Es wird darauf hingewiesen, dass auf Ver-
langen der Einwenderin oder des Einwenders deren oder des-
sen Name und Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich
gemacht werden sollen, wenn diese zur ordnungsgeméflen
Durchfithrung des Genehmigungsverfahrens nicht erforder-
lich sind.

Nach Ablauf der Einwendungsfrist entscheidet die Geneh-
migungsbehorde nach Ermessen, ob ein Erdrterungstermin
durchgefiihrt wird.

Findet der Erorterungstermin statt, werden die form- und frist-
gerecht erhobenen Einwendungen anlésslich dieses Termins am

Dienstag, dem 21. 9. 2021, ab 10.00 Uhr,
im Saal der Gemeinde Grof3efehn,
Kanalstrafle Siid 54,

26629 Grofdefehn,

erortert. Sollte die Erorterung am 21. 9. 2021 nicht abgeschlos-
sen werden konnen, wird sie an den darauffolgenden Werkta-
gen (ohne Samstag) zur gleichen Zeit am selben Ort fortge-
setzt.
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Kann der Erorterungstermin aufgrund der COVID-19-Pan-
demie nicht vor Ort durchgefiithrt werden, kann dieser durch
eine Online-Konsultation nach § 5 PlanSiG ersetzt werden.

Der Erorterungstermin dient dazu, die rechtzeitig erhobe-
nen Einwendungen zu erdrtern, soweit dies fiir die Priifung
der Genehmigungsvoraussetzungen nach dem BImSchG von
Bedeutung sein kann. Er soll denjenigen, die Einwendungen
erhoben haben, Gelegenheit geben, ihre Einwendungen zu er-
ldutern. Die Einwendungen werden auch dann erortert, wenn
die Antragstellerin oder die Personen, die Einwendungen er-
hoben haben, zu diesem Erorterungstermin nicht erscheinen.

Einwendungen, die auf besonderen privatrechtlichen Titeln
beruhen, werden im Erorterungstermin nicht behandelt.

Findet ein Erérterungstermin nicht statt, so wird die Offent-
lichkeit dartiber gesondert informiert werden.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Entscheidung gemaf}
§ 10 Abs. 7 und 8 BImSchG und § 21 a der 9. BImSchV offent-
lich bekannt gemacht wird und die o6ffentliche Bek. die Zu-
stellung der Entscheidung ersetzen kann.

— Nds. MBI. Nr. 26/2021 S. 1173

Genehmigungsverfahren nach dem BImSchG;
Offentliche Bekanntmachung
(Georgsmarienhiitte GmbH)

Bek. d. GAA Oldenburg v. 28. 6. 2021
— OL 20-203-01 —

Die Firma Georgsmarienhiitte GmbH, Neue Hiittenstrafle 1,
49124 Georgsmarienhiitte, hat mit Antrag vom 23. 12. 2020
die Erteilung einer Genehmigung zum Betrieb einer Anlage zur
Behandlung, Lagerung und zum Umschlag von Elektrolicht-
bogenofenschlacke mit einer Durchsatzkapazitat von 1 000 t/d
auf dem Grundsttick in 48480 Spelle, Gemarkung Spelle, Flur 28,
Flurstiicke 12/40, 90/17, 12/59, 12/50 und 12/53, beantragt.

Im Genehmigungsverfahren ist im Rahmen der Offentlich-
keitsbeteiligung eine Einwendung erhoben worden. Der fir
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Dienstag, den 13. 7. 2021, ab 10.00 Uhr
bei der Samtgemeinde Spelle,
Hauptstrafie 43,
484380 Spelle,
geplante Erorterungstermin entfillt aufgrund von § 16 Abs. 1
Nr. 4 der 9. BImSchV.

Der Wegfall des Erorterungstermins wird geméf3 § 12 Abs. 1
der 9. BlmSchV offentlich bekannt gemacht.

— Nds. MBI. Nr. 26/2021 S. 1174

Berichtigungen

Berichtigung
des RdErl. Lautsprecher- und Plakatwerbung
aus Anlass von Wahlen

Nummer 1 des RdErl. des MW vom 22. 6. 2021 (Nds. MBI.
S. 1144) — VORIS 93150 — wird wie folgt berichtigt:
In der neuen Nummer 4 wird das Datum ,,11. 7. 2021 durch
das Datum ,,12. 7. 2021 ersetzt.

— Nds. MBI. Nr. 26/2021 S. 1174

Berichtigung
des RdErl. Richtlinie iiber die Gewéhrung
von Zuwendungen zur Forderung des Absatzes
landwirtschaftlicher Erzeugnisse und von Lebensmitteln
mit spezifischen Qualitidtsmerkmalen

Nummer 1 Buchst. a Doppelbuchst. bb des RdErl. des ML
vom 1. 6. 2021 (Nds. MBI. S. 1144) — VORIS 78600 — wird
wie folgt berichtigt:

Die Angabe ,Nummer 2.1.1.2“ wird durch die Angabe ,Num-
mer 2.1.1.1 ersetzt.

— Nds. MBI Nr. 26/2021 S. 1174
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Stellenausschreibung

Im Niedersichsischen Ministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz ist im Referat 104 , Agrarumweltpolitik, Oko-
logischer Landbau, Tierwohl“ zum nidchstmdglichen Zeitpunkt ein
Arbeitsplatz als

Sachbearbeiterin oder Sachbearbeiter (w/m/d)

zu besetzen.

Der Dienstposten/Arbeitsplatz ist nach der BesGr. A 13 bewertet. Zur-
zeit steht nur eine Stelle der BesGr. A 12 zur Verfiigung. Ein Anspruch
auf Beforderung besteht nicht. Die Eingruppierung erfolgt abhédngig von
der jeweiligen fachlichen Qualifikation bis in die EntgeltGr. 12 TV-L.

Die Agrarumwelt- und Klimamafinahmen (AUKM), der dkologische
Landbau und die Mafinahmen zur Foérderung des Tierwohls in der
landwirtschaftlichen Tierhaltung sind wesentliche Instrumente zur
Erreichung von Umweltzielen in der gemeinsamen europdischen
Agrarpolitik. Die konzeptionelle sowie operative Umsetzung dieser
Ziele erfolgt durch das Referat 104, welches u. a. Fordermafinahmen
entwickelt und umsetzt, die eine nachhaltige sowie umwelt- und klima-
schonende Bewirtschaftung von landwirtschaftlich genutzten Flichen
zu forcieren helfen.

Der zu besetzende Dienstposten/Arbeitsplatz hat seinen Schwer-
punkt im Bereich der Agrarumwelt- und Klimamafinahmen, er umfasst
im Wesentlichen folgende Tatigkeiten:

— Erarbeitung der rechtlichen und fachlichen Vorgaben fiir die flichen-
bezogenen ELER- und GAK-Mafinahmen, einschlieflich Richtlinien,

— Operationalisierung dieser Mafinahmen, z. B. durch konkretisie-
rende Erlasse, besondere Dienstanweisungen, Konzeption von For-
mularen,

— Aufbau und Umsetzung eines Kontrollverfahrens bzw. EU-Priif-
pfads zum Zwecke des Controllings.

Anforderungsprofil:

Voraussetzung fir die Wahrnehmung des Dienstpostens/Arbeitsplat-
zes ist die Befahigung fiir das erste Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2
der Laufbahn ,, Allgemeine Dienste” durch den Abschluss als Diplom-

Verwaltungswirtin (FH), Diplom-Verwaltungswirt (FH), Diplom-Ver-

waltungsbetriebswirtin (FH), Diplom-Verwaltungsbetriebswirt (FH)

oder durch einen vergleichbaren Bachelor-Abschluss eines Studien-
gangs der 6ffentlichen Verwaltung; die Qualifikation kann auch durch
die erfolgreiche Teilnahme an der Verwaltungspriifung II (ehemals

Angestelltenpriifung II) erworben worden sein.

Fiir die Wahrnehmung der Aufgaben sind neben den guten Kennt-
nissen im Zuwendungs- bzw. Haushaltsrecht und der sicheren Rechts-
anwendung, auch Berufserfahrungen im Bereich der EU-Férderung
oder in der Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln von Vorteil.

Dartiber hinaus werden folgende personliche Fahigkeiten und Fer-
tigkeiten erwartet:

— Féhigkeit, komplexe Sachverhalte allein und im Team zu bearbei-
ten, folgerichtige Entscheidungen zu treffen und diese Ergebnisse
zuverldssig in der jeweiligen Situation zu vertreten,

— Selbstdndige, griindliche und termingerechte Aufgabenerledigung,

— Einsatzfreude, Organisations- und Verhandlungsgeschick, Einfiih-
lungs- und Durchsetzungsvermogen, gute Kommunikationsfahig-
keit und sicheres Auftreten.

Der Arbeitsplatz ist teilzeitgeeignet.

Das ML strebt an, in allen Bereichen und Positionen eine Unterre-
prasentanz i. S. des NGG abzubauen. Daher sind Bewerbungen von
Frauen besonders erwiinscht und kénnen nach Mafigabe des § 11
NGG bevorzugt berticksichtigt werden.

Bewerberinnen und Bewerber mit Behinderungen werden bei glei-
cher Eignung, Befihigung und fachlicher Leistung nach Mafigabe der
einschldgigen Vorschriften bevorzugt beriicksichtigt. Eine Behinde-
rung/Gleichstellung bitte ich zur Wahrung Ihrer Interessen bereits in
der Bewerbung mitzuteilen.

Das ML ist bestrebt, den Anteil an Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern aus unterschiedlichen Lindern und Kulturen kontinuierlich zu
erhohen. Bewerbungen von Menschen aller Nationalitdten sind aus-
driicklich erwiinscht.

Das Ministerium ist im Rahmen des audit berufundfamilie® als fami-
lienfreundlicher Arbeitgeber zertifiziert.

Konnten wir IThr Interesse wecken? Dann bewerben Sie sich!

Wir freuen uns auf Thre Bewerbung, die uns spéitestens am 28. 7.
2021 erreichen sollte. Bitte geben Sie bei Threr Bewerbung unbedingt
das Aktenzeichen 402-03041-1192 an.

Auf dem schnellsten Wege bewerben Sie sich iiber unser Online-
Bewerbungsmodul im Karriereportal Niedersachsen.

Alternativ konnen Sie uns Ihre Bewerbungsunterlagen per Post an
das Niedersachsische Ministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz, Referat 402, Calenberger Strafie 2, 30169 Hanno-
ver, schicken.

Bewerberinnen und Bewerber aus dem 6ffentlichen Dienst tibersen-
den bitte zusétzlich die Einverstdndniserklarung zur Einsichtnahme in
Thre Personalakte inklusive Kontaktdaten Threr Personalstelle.

Fiir Fragen zum Arbeitsgebiet steht Thnen Herr Wolkenhauer unter
Tel. 0511 120-2233 und fir Fragen zum Ausschreibungsverfahren
Herr Zilsdorf unter Tel. 0511 120-2016 zur Verfigung.

Eingangsbestitigungen/Zwischennachrichten werden nicht ver-
sandt. Sofern die Riicksendung der Unterlagen gewiinscht wird, ist
den Bewerbungsunterlagen ein frankierter Rickumschlag beizulegen.
Andernfalls werden die Bewerbungsunterlagen zwei Wochen nach
Abschluss des Ausschreibungsverfahrens vernichtet.

Um das Bewerbungsverfahren durchfiithren zu konnen, ist es not-
wendig, personenbezogene Daten zu speichern. Durch Zusendung Ih-
rer Bewerbung erkldren Sie sich damit einverstanden, dass Ihre Daten
zu Bewerbungszwecken unter Beachtung der Datenschutzvorschriften
elektronisch gespeichert und verarbeitet werden. Weitere Informatio-
nen zum Datenschutz entnehmen Sie bitte unserer Datenschutzerkla-
rung unter https://www.ml.niedersachsen.de/download/135511.

— Nds. MBI. Nr. 26/2021 S. 1175
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	Aufhebung der „Christa Dyballa Stiftung“

	Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems
	Anerkennung der „Familienstiftung Neesen“

	Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Hannover
	Entscheidung nach dem BImSchG; Öffentliche Bekanntmachung (AGRAVIS Raiffeisen AG, Isernhagen)

	Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Lüneburg
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